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B E S C H L U S S  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Thomas HORVATH als 

Vorsitzenden  

und die Richter Mag. Harald PERL und Dr. Christian EISNER als Beisitzer über den Antrag 

des Untersuchungsausschusses betreffend mutmaßliche Käuflichkeit der türkis-blauen 

Bundesregierung (Ibiza-Untersuchungsausschuss) vom 16.07.2020, betreffend die 

Verhängung einer Beugestrafe über  XXXX beschlossen: 

A) 

Gemäß § 36 Abs. 1 iVm § 55 Abs. 1 und § 56 der Verfahrensordnung für parlamentarische 

Untersuchungsausschüsse (VO-UA) wird der Antrag abgewiesen. 

B)  

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig. 

 

 

 

B E G R Ü N D U N G :  

I. Verfahrensgang: 

1. Mit Schreiben vom 20.07.2020 übermittelte der Vorsitzende des Untersuchungsausschusses 

betreffend mutmaßliche Käuflichkeit der türkis-blauen Bundesregierung (Ibiza-

Untersuchungsausschuss) (1/US XXVII. GP) (im Folgenden: Untersuchungsausschuss) durch 

die damit beauftragte Parlamentsdirektion den vom Untersuchungsausschuss am 16.07.2020 

„einstimmig beschlossenen und begründeten Antrag“ betreffend Verhängung einer 

Beugestrafe über XXXX . 

Konkret beantragt der Untersuchungsausschuss: „Das Bundesverwaltungsgericht möge 

gemäß § 36 Abs. 1 iVm § 55 Abs. 1 VO-UA eine Beugestrafe in angemessener Höhe über  
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XXXX wegen Nichtbefolgung der nachweislich am 25.5.2020 sowie am 15.6.2020 an den 

bevollmächtigten Vertreter zugestellten Ladungen des Untersuchungsausschusses betreffend 

mutmaßliche Käuflichkeit der türkis-blauen Bundesregierung (Ibiza-

Untersuchungsausschuss) verhängen.“  

1.1. Den Antrag begründet der Untersuchungsausschuss wie folgt: 

1.1.1. Zunächst wird der Hergang im Vorfeld des Antrages auf Verhängung einer 

Beugestrafe im Wesentlichen wie folgt geschildert: 

Frau  XXXX (im Folgenden Antragsgegnerin) sei am 13.05.2020 gemäß § 29 der 

Verfahrensordnung für Untersuchungsausschüsse (im Folgenden VO-UA) als 

Auskunftsperson des Ibiza-Untersuchungsausschusses für den 05.06.2020 geladen worden. 

Bereits im Vorfeld sei durch die Parlamentsdirektion telefonisch Kontakt aufgenommen 

worden, um die mögliche Verfügbarkeit der Antragsgegnerin zu klären. 

Am 18.05.2020 sei in der Parlamentsdirektion ein ärztliches Attest der Antragsgegnerin 

betreffend ihrer Zugehörigkeit zur COVID-19-Risikogruppe eingelangt. 

Am 25.05.2020 sei die RSa-Ladung (gemäß § 26a Z 1 ZustellG) dem bevollmächtigten 

Vertreter der Antragsgegnerin persönlich zugestellt worden. 

Am 02.06.2020 habe der Rechtsanwalt der Antragsgegnerin mitgeteilt, dass diese einer 

Ladung selbst unter risikominimierenden Bedingungen im Sinne der AUVA-Empfehlung für 

Risikogruppenangehörige nicht Folge leisten werde. 

Am 09.06.2020 sei beschlossen worden, die Antragsgegnerin erneut für den 15.07.2020 zu 

laden. 

Am 15.06.2020 sei die neuerliche RSa-Ladung (gemäß § 26a Z 1 ZustellG) dem 

bevollmächtigten Vertreter der Antragsgegnerin persönlich zugestellt worden. 

Am 05.07.2020 habe der Rechtsanwalt der Antragsgegnerin die Terminabsage sowie ein 

persönliches Schreiben derselben unter Beilage eines weiteren ärztlichen Attests übermittelt. 

Das Attest verweise „lediglich auf den allgemeinen Gesundheitszustand“ der 

Antragsgegnerin. 

Am 15.07.2020 sei das Nichterscheinen der Antragsgegnerin in der elften Sitzung des 

Untersuchungsausschusses festgestellt worden. 

1.1.2. Daran schließt folgende Bewertung dieses Hergangs durch den 

Untersuchungsausschuss an: 

Leiste eine Auskunftsperson der zugestellten Ladung ohne genügende Entschuldigung nicht 

Folge, so könne der Untersuchungsausschuss gemäß § 36 Abs. 1 VO-UA beim 

Bundesverwaltungsgericht die Verhängung einer Beugestrafe gemäß § 55 VO-UA 
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beantragen. Als ausreichende Entschuldigung werde etwa angesehen, wenn die 

Auskunftsperson glaubhaft mache, sich zu dem in der Ladung vorgegebenen Zeitpunkt auf 

einer Geschäftsreise im Ausland zu befinden, die schon länger geplant gewesen sei, und 

gleichzeitig um neuerliche Ladung zu einem anderen Termin ersuche. 

Eine genügende Entschuldigung liege hier nicht vor. Es sei nicht ersichtlich, inwieweit die 

Abwesenheit der Auskunftsperson unvermeidlich oder durch einen beachtenswerten Grund 

ausgelöst gewesen sei. Insbesondere liege keine akute Erkrankung der Auskunftsperson vor, 

die bei entsprechender Abwägung ein Nichterscheinen zu rechtfertigen vermöge. Die 

Auskunftsperson habe weiters weder einen anderen Termin angeboten, noch habe sie dem 

Untersuchungsausschuss die Rücksichtnahme auf besondere gesundheitliche Umstände, etwa 

durch eine an den allgemeinen Gesundheitszustand angepasste Gestaltung der Befragung, 

ermöglicht. 

1.2. In der Beilage zum Antrag des Untersuchungsausschusses wurden im Wesentlichen 

folgende Unterlagen übermittelt: 

1.2.1. Zunächst wurden Anträge von fünf namentlich genannten Abgeordneten und weiteren 

Kolleginnen und Kollegen gemäß § 36 VO-UA auf Verhängung einer Beugestrafe über die 

Auskunftsperson und auf neuerliche Ladung der Auskunftsperson unter Androhung einer 

Vorführung gemäß § 36 Abs. 2 VO-UA übermittelt, welche den Vermerk tragen, in der 12. 

Sitzung des Untersuchungsausschusses am 16.07.2020 beschlossen worden zu sein.  

1.2.2. Ferner wurde eine an die Antragsgegnerin gerichtete Ladung vom 20.05.2020 

(inklusive Nachweis, dass die Ladung am 25.05.2020 zu Handen des anwaltlichen Vertreters 

der Antragsgegnerin zugestellt worden sei) vorgelegt. In dieser Ladung wird die 

Antragsgegnerin auf Grund eines wirksam gewordenen Verlangens gemäß § 29 VO-UA für 

den 05.06.2020  XXXX um Anwesenheit als Auskunftsperson in einem näher bezeichneten 

Ausschusslokal ersucht. Die Ladung nennt die Beweisthemen III und V bis VIII des 

Untersuchungsgegenstandes (Begünstigung von Dritten, Ermittlungen in der Ibiza-Affäre, 

Beteiligungsmanagement des Bundes, Personalpolitik in staatsnahen Unternehmen und 

Verdacht des Gesetzeskaufs) als Themen der Befragung der Auskunftsperson.  

Der Untersuchungsgegenstand des Ausschusses ist der Ladung als Anlage 1 angeschlossen. 

Als Anlage 2 sind dieser Ladung die gesetzlichen Bestimmungen über die Rechte und 

Pflichten von Auskunftspersonen sowie die Folgen ihres Ausbleibens und weitere 

Informationen über den Kostenersatz für Auskunfts- und Vertrauenspersonen angeschlossen. 

Zudem weist die Ladung auf die Möglichkeit hin, die Parlamentsdirektion zu kontaktieren, 

um die Vorgangsweise im Hinblick auf mögliche Fotoaufnahmen und Medienanfragen im 

Bereich der Parlamentsräumlichkeiten zu besprechen. 
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Ferner enthält die Ladung einen Hinweis auf das Recht der Auskunftsperson gemäß § 11 Abs. 

4 und § 33 Abs. 1 VO-UA, sich vor und während ihrer Befragung mit dem Verfahrensanwalt 

zu beraten. 

Auch wird die Auskunftsperson ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sie eine 

Vertrauensperson beiziehen dürfe, die vorab namentlich bekannt gegeben werden solle und 

nicht in den Untersuchungsgegenstand involviert sein dürfe. 

Zur Dauer der Befragung einer Auskunftsperson ist in der Ladung angegeben, dass diese 

gemäß § 37 Abs. 4 VO-UA drei Stunden nicht überschreiten solle und die Befragung vom 

Vorsitz nach längstens vier Stunden für beendet zu erklären sei, wobei die Erstbefragung und 

eine einleitende Stellungnahme gemäß § 39 VO-UA sowie Sitzungsunterbrechungen nicht 

eingerechnet würden. 

Abschließend sind die Kontaktdaten (Telefonnummer und E-Mail-Adresse) einer namentlich 

bezeichneten Organwalterin der Parlamentsdirektion angegeben, welche für weitere 

Auskünfte und Fragen zur Verfügung stehe. 

Die Ladung enthält auch einen Hinweis auf die wegen der COVID-19-Pandemie gesetzten 

Hygieneschutzmaßnahmen und Vorschriften im Bereich der Parlamentsräumlichkeiten, 

welche Anlage 3 zu entnehmen seien. Diese Anlage 3 der Ladung „Hygieneschutzmaßnahmen 

und Vorschriften betreffend das Coronavirus (COVID-19)“ trifft eine Reihe von 

Ausführungen zu den Themen Atemhygiene, Handhygiene, Distanz und Belüftung. Unter der 

Rubrik „Atemhygiene“ wird die Auskunftsperson zunächst darum ersucht, beim Betreten und 

Verlassen der Parlamentsräumlichkeiten einen Mund-Nasen-Schutz bis zum Einnehmen des 

Sitzplatzes im Befragungsraum zu tragen. Der Auskunftsperson werde es freigestellt, den 

Mund-Nasen-Schutz auch während der Befragung zu tragen. Die Auskunftsperson werde 

während der Befragung hinter einer Acrylglasscheibe sitzen, die zusätzlichen Schutz biete. 

Bei Husten oder Niesen werde die Auskunftsperson gebeten, Mund und Nase mit gebeugtem 

Ellenbogen oder einem Taschentuch zu bedecken. Auch beim Benutzen der Sanitäranlagen 

sei ein Mund-Nasen-Schutz zu tragen. Unter der Rubrik „Handhygiene“ wird die 

Auskunftsperson zunächst aufgefordert, ihre Hände regelmäßig und gründlich mit Seife oder 

Desinfektionsmittel zu reinigen. Dazu seien mehrere Desinfektionsmittelspender im 

Befragungsraum und den angrenzenden Räumlichkeiten platziert. Es werde empfohlen, den 

eigenen Gesichtsbereich nicht zu berühren. Betreffend das Thema „Distanz“ wird die 

Auskunftsperson ersucht, einen Abstand von mindestens 1 m zwischen sich und allen anderen 

Personen einzuhalten. Die Wahrung des Sicherheitsabstandes sei auch durch die 

Sitzplatzverteilung im Befragungsraum gewährleistet. Überhaupt sollte jeglicher 

Körperkontakt - etwa durch Händeschütteln zu Begrüßung - vermieden werden. Zum Thema 

„Belüftung“ wird ausgeführt, dass der Befragungsraum regelmäßig durchgelüftet werde. Eine 

der Raumgröße entsprechende Belüftungsanlage sorge für ständige Luftzirkulation. 
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1.2.3. Ferner wurde eine an die Antragsgegnerin gerichtete Ladung vom 10.06.2020 

(inklusive Nachweis, dass diese Ladung am 15.06.2020 zu Handen des anwaltlichen 

Vertreters der Antragsgegnerin zugestellt worden sei) vorgelegt. In dieser Ladung wird die 

Antragsgegnerin auf Grund eines Beschlusses gemäß § 28 VO-UA für den 15.07.2020  

XXXX als Auskunftsperson in ein näher bezeichnetes Ausschusslokal geladen. Die Ladung 

nennt die selben Teile des Untersuchungsgegenstandes als Themen der Befragung wie schon 

die vorangegangene Ladung vom 20.05.2020. Erneut wird in dieser Ladung darauf 

hingewiesen, dass mit der Parlamentsdirektion Kontakt aufgenommen werden könne, um die 

Vorgangsweise im Hinblick auf mögliche Fotoaufnahmen und Medienanfragen im Bereich 

der Parlamentsräumlichkeiten zu besprechen. 

Wiederum ist der Untersuchungsgegenstand als Anlage 1 angeschlossen. 

Auch dieser Ladung sind als Anlage 2 die gesetzlichen Bestimmungen über die Rechte und 

Pflichten von Auskunftspersonen sowie die Folgen ihres Ausbleibens und weitere 

Informationen über den Kostenersatz für Auskunfts- und Vertrauenspersonen angeschlossen. 

Ferner enthält auch diese Ladung einen Hinweis auf das Recht der Auskunftsperson gemäß § 

11 Abs. 4 und § 33 Abs. 1 VO-UA, sich vor und während ihrer Befragung mit dem 

Verfahrensanwalt zu beraten. 

Auch wird die Auskunftsperson erneut darauf hingewiesen, dass sie eine Vertrauensperson 

beiziehen dürfe, die vorab namentlich bekannt gegeben werden solle und nicht in den 

Untersuchungsgegenstand involviert sein dürfe. 

Wiederum wird zur Dauer der Befragung in der Ladung angegeben, dass diese gemäß § 37 

Abs. 4 VO-UA drei Stunden nicht überschreiten solle und die Befragung der Auskunftsperson 

vom Vorsitz nach längstens vier Stunden für beendet zu erklären sei, wobei die Erstbefragung 

und eine einleitende Stellungnahme gemäß § 39 VO-UA sowie Sitzungsunterbrechungen 

nicht eingerechnet würden. 

Ferner ist auch dieser Ladung die selbe Anlage 3 „Hygieneschutzmaßnahmen und 

Vorschriften betreffend das Coronavirus (COVID-19)“ angeschlossen, welche auch mit der 

Ladung vom 20.05.2020 übersendet wurde.  

1.2.4. Der Ladung vom 10.06.2020 angeschlossen ist ein Begleitbrief des Vorsitzenden des 

Untersuchungsausschusses. Darin informiert der Vorsitzende des Untersuchungsausschusses 

im Hinblick auf das vorgelegte ärztliche Attest, mit dem die Antragsgegnerin ihr 

Nichterscheinen am 05.06.2020 vor dem Ausschuss mit der COVID-19-Risikogruppen-

Verordnung begründet habe, darüber, dass wegen dieser Pandemie erhöhte Sicherheits- und 

Schutzmaßnahmen in den Parlamentsgebäuden, insbesondere im 

Untersuchungsausschusslokal, eingerichtet seien. 
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Wie schon mit der rechtsfreundlichen Vertretung der Antragsgegnerin vor dem 05.06.2020 

telefonisch besprochen und in der Anlage 3 zur Ladung näher erläutert worden sei, seien 

folgende Vorkehrungen (auf Basis der diesbezüglichen Empfehlungen der AUVA) getroffen 

worden: 

 „Die Auskunftsperson sitzt während der Befragung hinter einer Acrylglasscheibe. 

 Es ist ein Raum eingerichtet, in dem sich vor der Befragung ausschließlich die 

Auskunftsperson (mit ihrer allfälligen Vertrauensperson) aufhält. 

 Die Wahrung des Mindestabstandes ist durch die Sitzplatzverteilung gewährleistet. 

 Der Befragungsraum wird in regelmäßigen Abständen umfangreich und gründlich 

desinfiziert (Aerosoldesinfektion durch Kaltnebelverfahren). 

 Die Flächen werden nach jeder Befragung gereinigt und desinfiziert. 

 Desinfektionsmittel steht zur Handdesinfektion zur Verfügung. 

 Der Befragungsraum wird regelmäßig während Sitzungsunterbrechungen gelüftet. 

Darüber hinaus sind auf Wunsch folgende, weitere Maßnahmen möglich: 

 Es steht Ihnen ein Parkplatz am Josefplatz zur Verfügung. 

 Auf Wunsch können alle Personen in Ihrer Nähe ein Visier tragen. 

 Ihnen stehen FFP2-Masken mit Ventil zum Tragen während der Befragung zur 

Verfügung.“ 

Aufgrund der angeführten weitreichenden Vorkehrungen werde die Zugehörigkeit zur 

COVID-19-Risikogruppe seitens des Untersuchungsausschusses nicht als genügende 

Entschuldigung für ein Nichterscheinen der Antragsgegnerin iSd § 36 Abs. 1 VO-UA 

gewertet. Deshalb werde auf die Konsequenzen für wiederholtes Nichtbefolgen einer Ladung 

gemäß § 36 VO-UA hingewiesen. Es stehe dem Untersuchungsausschuss offen, beim 

Bundesverwaltungsgericht gemäß § 55 Abs. 1 VO-UA die Verhängung einer Beugestrafe zu 

beantragen. Falls die Antragsgegnerin einem zweiten Befragungstermin ohne genügende 

Entschuldigung wiederum nicht Folge leiste, könne der Untersuchungsausschuss beschließen, 

sie durch die politische Behörde gemäß § 36 Abs. 2 VO-UA vorführen zu lassen. Für weitere 

Auskünfte oder Fragen stehe die Parlamentsdirektion gerne zur Verfügung. 

1.2.5. Dem Antrag des Untersuchungsausschusses angeschlossen ist ferner ein mit „COVID-

19-Risiko-Attest“ betiteltes Schreiben eines in Österreich niedergelassenen namentlich 

bezeichneten Arztes für Allgemeinmedizin vom 15.05.2020. Darin wird „ärztlich bestätigt, 

XXXX “ 
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1.2.6. Ferner ist dem Antrag des Untersuchungsausschusses ein Schreiben eines namentlich 

genannten, in Österreich niedergelassenen Facharztes für Innere Medizin und Kardiologie 

vom 30.06.2020 angeschlossen. Dieses weist im Wesentlichen folgenden Inhalt auf:  

„[Die Antragsgegnerin] steht seit längerer Zeit in meiner ambulanten und stationären 

Behandlung.  XXXX Vor einem Auftreten vor dem parlamentarischen 

Untersuchungsausschuss wird ihr aus medizinischen Gründen dringend abgeraten.  XXXX  

1.2.7. Ferner wurde mit dem Antrag ein undatierter Aktenvermerk der Parlamentsdirektion 

über die zeitliche Abfolge der Kontaktaufnahmen mit der Antragsgegnerin und deren 

Vertreter und die Vorbereitung wie Zustellung der Ladungen übersendet. Der in diesem 

Aktenvermerk dokumentierte Hergang deckt sich im Wesentlich mit der Darstellung der 

Geschehnisse, die der Begründung des verfahrenseinleitenden Antrags des 

Untersuchungsausschusses zu entnehmen ist.  

1.2.8. Schließlich ist dem Antrag des Untersuchungsausschusses ein Schreiben der 

Antragsgegnerin an die Mitglieder des Ausschusses angeschlossen. Darin verweist die 

Antragsgegnerin darauf, dass sie auf Empfehlung ihrer Ärzte aus gesundheitlichen Gründen 

der Ladung für den 15.07.2020 als Auskunftsperson nicht werde Folge leisten können, ersucht 

darum, wegen ihrer Gesundheit von weiteren Ladungen abzusehen und trifft ansonsten 

inhaltliche Ausführungen zum Untersuchungsgegenstand. 

1.3. Am 21.07.2020 wurde dem Leiter der Gerichtsabteilung W234 der gegenständliche 

Antrag des Untersuchungsausschusses von der Geschäftsstelle des 

Bundesverwaltungsgerichts zur Erledigung als Senatsvorsitzender zugeteilt. 

1.4. Am selben Tag wurde eine Bevollmächtigung der Antragsgegnerin an ihren 

anwaltlichen Vertreter zur Vertretung auch in diesem Verfahren vor dem 

Bundesverwaltungsgericht bekanntgegeben. 

1.5. Mit Schreiben vom 22.07.2020 wurde der Antragsgegnerin zu Handen ihres 

anwaltlichen Vertreters der verfahrenseinleitende Antrag des Untersuchungsausschusses samt 

dem beigelegten Vorlageschreiben der Parlamentsdirektion vom 20.07.2020 verbunden mit 

der Einräumung der Möglichkeit einer bis 27.07.2020 beim Bundesverwaltungsgericht 

einlangenden Stellungnahme per ERV zugestellt. 

1.6. Mit Schreiben vom 27.07.2020, welches beim Bundesverwaltungsgericht am selben 

Tag einlangte, nahm die Antragsgegnerin zum verfahrenseinleitenden Antrag des 

Untersuchungsausschusses, über sie eine Beugestrafe zu verhängen, wie folgt Stellung: 

Eingangs trifft die Antragsgegnerin Ausführungen zu den Geschehnissen im Zusammenhang 

mit den Ladungen vor den Untersuchungsausschuss und ihren Reaktionen auf die Ladungen. 

Diese stimmen – abgesehen von geringfügigen Abweichungen in den Zeitangaben zu den 

einzelnen Verfahrensschritten – im Wesentlichen mit dem Aktenvermerk der 
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Parlamentsdirektion zur Erfassung des Ablaufes der Geschehnisse iZm den Ladungen und 

den Entschuldigungen der Antragsgegnerin überein.  

Anders als die Parlamentsdirektion im Akt gibt die Antragsgegnerin jedoch an, dass die 

Mitarbeiterin der Parlamentsdirektion,  XXXX , in einem Telefonat am 02.06.2020 mitgeteilt 

habe, dass die Entschuldigung für den Befragungstermin am 05.06.2020 vom 

Untersuchungsausschuss anerkannt werden würde und die Antragsgegnerin für die Befragung 

am 05.06.2020 als entschuldigt gelten würde. Auch habe die selbe Mitarbeiterin der 

Parlamentsdirektion dem Vertreter der Antragsgegnerin auf Nachfrage in einem Telefonat am 

14.07.2020 mitgeteilt, dass die Entschuldigung akzeptiert worden wäre und es für die 

Antragsgegnerin keinen Grund für ein Erscheinen zur Befragung am 15.07.2020 geben 

würde. 

Angesichts dieser unmissverständlichen Mitteilung der Mitarbeiterin der Parlamentsdirektion 

habe es für die Antragsgegnerin keinen Anlass gegeben, den Grund für ihre Entschuldigung 

noch eingehender klarzustellen bzw. zu plausibilisieren, etwa durch Vorlage weiterer Atteste 

oder Gutachten. Stattdessen sei der hier maßgebliche Antrag auf Verhängung einer 

Beugestrafe beschlossen worden, ohne der Antragsgegnerin die Möglichkeit zur 

Stellungnahme zu geben. Die Antragsgegnerin beantrage, ihren anwaltlichen Vertreter als 

Zeugen zum Beweis der geschilderten Rückmeldungen der Parlamentsdirektion im Vorfeld 

des verfahrenseinleitenden Antrags einzuvernehmen. 

Zudem bleibe der Antrag auf Verhängung einer Beugestrafe gegen die Antragsgegnerin hinter 

der in § 36 Abs. 1 VO-UA grundgelegten Begründungspflicht des Untersuchungsausschusses 

zurück. Denn im Antrag auf Verhängung einer Beugestrafe werde lediglich ausgeführt, dass 

keine ausreichende Entschuldigung der Antragsgegnerin vorliege. Es sei nicht ersichtlich, 

inwieweit ihre Abwesenheit unvermeidlich oder durch einen beachtenswerten Grund 

ausgelöst gewesen sei. Insbesondere liege keine akute Erkrankung der Antragsgegnerin vor, 

die ein Nichterscheinen rechtfertigen würde. Diese schlichte Begründung entspreche 

keinesfalls dem Zweck und den Erfordernissen der Begründungspflicht gemäß § 36 Abs. 1 

VO-UA. Gemäß der Rechtsprechung des VwGH sei der Zweck der gesetzlichen Vorgabe, 

wonach der Untersuchungsausschuss seinen Antrag auf Verhängung einer Beugestrafe zu 

begründen hat, dem BVwG bereits mit der Übermittlung des Antrages die wesentlichen 

Gründe, die den Untersuchungsausschuss zur Stellung des Antrages veranlasst haben, 

mitzuteilen und damit eine Grundlage für die Entscheidung des BVwG zu liefern (VwGH 

27.1.2016, Ro 2015/03/0042). Gerade diesem Zweck komme der Antrag aber nicht nach, da 

wesentliche Details nicht mitgeteilt würden. Schon deshalb sei der Antrag zurückzuweisen. 

Zudem ignoriere oder verkenne der Antragsteller die von der Antragsgegnerin vorgebrachte 

Begründung ihrer Entschuldigung, die durch zwei unabhängige ärztliche Atteste bestätigt 
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werde. Insbesondere das Attest des Facharztes für Innere Medizin und Kardiologie benenne 

konkrete Erkrankungen und medizinische Notwendigkeiten, nämlich insbesondere  XXXX  

Die Ausführung des Antragstellers, dass keine akute Erkrankung der Antragsgegnerin 

vorliege, welche ihr Nichterscheinen rechtfertige, zeige, dass bei der Beurteilung ihres 

Entschuldigungsgrundes dieses Attest offensichtlich unberücksichtigt geblieben sei. 

Zum weiteren Nachweis des kritischen Gesundheitszustandes  XXXX lege die 

Antragsgegnerin unter einem ein Gutachten einer allgemein beeideten und gerichtlich 

zertifizierten Sachverständigen für Gesundheits- und Krankenpflege vom 19.07.2020 vor. Aus 

dem Gutachten gehe unzweifelhaft hervor, dass die Antragsgegnerin  XXXX  

Die Antragsgegnerin zähle somit nicht nur zur COVID-19-Risikogruppe, sondern leide auch 

unter schweren und teils akuten (Vor-) Erkrankungen und befinde sich darüber hinaus bereits 

in ihrem  XXXX  Lebensjahr.  XXXX Der Antragsgegnerin sei daher eine Hin- und 

Rückfahrt samt einer Befragung über mehrere Stunden an einem Tag aufgrund ihres weit 

fortgeschrittenen Alters sowie ihrer schweren akuten Erkrankungen und gesundheitlichen 

Einschränkung keinesfalls zuzumuten. Ferner befinde sich ein weiteres Gutachten eines 

unabhängigen medizinischen Gutachters in Erstellung, in dem der Gesundheitszustand der 

Antragsgegnerin untersucht werde. Dieses Gutachten werde dem Bundesverwaltungsgericht 

unverzüglich nach Vorliegen übermittelt werden. 

Ferner verweist die Antragsgegnerin auf ihre Zugehörigkeit zur Risikogruppe der COVID-19-

Pandemie. Ihre Zugehörigkeit zu dieser Risikogruppe werde durch das übersendete Attest des 

Arztes für Allgemeinmedizin vom 15.05.2020 bestätigt. Wegen der Zuordnung der 

Antragsgegnerin zu dieser Risikogruppe wäre sie auch nach der Einschätzung, welche der 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 

über die Definition der allgemeinen COVID-19-Risikogruppe zugrunde liege, im Falle einer 

Infektion einem erhöhten Risiko ausgesetzt, einen schweren Krankheitsverlauf einschließlich 

der Gefahr für Leib und Leben durchzumachen. § 735 Abs. 3 ASVG idF des 3. COVID-19 

Gesetzes sehe etwa für Dienstnehmer und Lehrlinge, die der COVID-19-Risikogruppe 

angehören, einen Anspruch auf Dienstfreistellung unter Fortzahlung des Entgelts vor, sofern 

keine Möglichkeit zum Homeoffice bestehe und die Bedingungen in der Arbeit nicht so 

gestaltet werden könnten, dass eine Ansteckung mit größtmöglicher Sicherheit 

ausgeschlossen sei, wobei auch Maßnahmen für den Arbeitsweg miteinzubeziehen seien. 

Diese Wertung des Gesetzgebers habe der Antragsteller verkannt, indem er die 

Antragsgegnerin mit allen ihm im Rahmen seiner Geschäftsordnung zur Verfügung stehenden 

Mitteln zu einem Erscheinen im Untersuchungsausschuss bewegen wolle. Ein Erscheinen zur 

Befragung vor dem Ibiza-Untersuchungsausschuss unter den vom Antragsteller vorgesehenen 

Umständen wäre für die Antragsgegnerin mit dem Verlassen ihres ständigen Wohnortes in 

Kärnten, einer mehrstündigen Reise, dem Kontakt mit zahlreichen Menschen beim Betreten 

des Ausschusslokals, einer mehrstündigen Befragung mit mehr als 50 anwesenden Personen 
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und Journalisten und einer mehrstündigen Rückreise verbunden. Eine Infektion könne schon 

aufgrund der faktischen Umstände mit der gesetzlich geforderten größtmöglichen Sicherheit 

nicht ausgeschlossen werden. Die Antragsgegnerin halte als Risikopatientin die seit Beginn 

der COVID-19-Pandemie getroffenen gesetzlichen Auflagen und Empfehlungen nicht nur ein, 

sondern übererfülle diese. Schon wegen ihrer Zugehörigkeit zur COVID-19-Risikogruppe und 

den für ihre Gesundheit bestehenden Gefahren im Falle eines Erscheinens zur Befragung vor 

dem Untersuchungsausschuss sei ihr dies unzumutbar. 

Schließlich werde im verfahrenseinleitenden Antrag ausgeführt, dass die Antragsgegnerin 

keinen anderen Termin für eine Befragung angeboten hätte und es dem 

Untersuchungsausschuss nicht ermöglicht hätte, ihre besonderen gesundheitlichen Umstände 

bei der Gestaltung ihrer Befragung zu berücksichtigen. Dieses Vorbringen sei deswegen nicht 

nachvollziehbar, weil die Antragsgegnerin ihren kritischen Gesundheitszustand und die 

daraus resultierende Unzumutbarkeit einer Befragung von Beginn an offen und ausdrücklich 

mehrmals kommuniziert habe. Die sich aus den schweren Erkrankungen der Antragsgegnerin 

ergebenden Einschränkungen sowie die nach wie vor bestehenden Gefahren auf Grund der 

COVID-19-Pandemie seien von der Antragsgegnerin zudem durch die dem Antragsteller 

übermittelten Atteste vom 15.05.2020 und 30.06.2020 nachgewiesen worden. 

Dem Antragsteller sei somit bekannt gewesen, worin die gesundheitlichen Einschränkungen 

der Antragsgegnerin liegen. Eine Berücksichtigung des kritischen Gesundheitszustandes sei 

jedoch zu keinem Zeitpunkt erfolgt. Der Antragsgegnerin sei keine einzige Alternative zum 

persönlichen Erscheinen zur Befragung vor dem Untersuchungsausschuss auch nur 

ansatzweise angeboten worden. In diesem Zusammenhang sei auf die Möglichkeit von 

schriftlichen Äußerungen gemäß § 31 VO-UA zu verweisen. In schriftlichen Äußerungen 

gemäß § 31 VO-UA könnte die Antragsgegnerin – auch zu Nachfragen von Seiten der 

Mitglieder des Untersuchungsausschusses – Stellung nehmen. Durch die Aufforderung des 

Antragstellers zur Abgabe einer schriftlichen Äußerung gemäß § 31 VO-UA hätte jegliches 

Gesundheitsrisiko vermieden werden können, ohne dass dies der Aufklärungsarbeit des 

Antragstellers, die laut Gesetz eigentlich im Fokus stehen sollte, abträglich gewesen wäre. 

Die Antragsgegnerin habe sich auch aktiv um die Aufklärungsarbeit bemüht und ihre 

Wahrnehmungen zum Untersuchungsgegenstand in einer persönlichen Stellungnahme vom 

02.07.2020 dem Antragsteller mitgeteilt. 

Es sei aufgrund der bestehenden Möglichkeiten des Antragstellers, die Aufklärungsarbeit 

ohne Beeinträchtigung durchzuführen, nicht nachvollziehbar, weshalb die Antragsgegnerin 

trotz ihrer schweren körperlichen Erkrankungen und ihres fortgeschrittenen Alters sowie der 

nach wie vor akuten COVID-19-Pandemie persönlich zur Befragung im 

Untersuchungsausschuss erscheinen solle. 
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Mit Blick auf ihre aktive Mitwirkung an der Aufklärung durch eine umfassende schriftliche 

Stellungnahme vom 06.07.2020, welche sämtliche Wahrnehmungen der Antragsgegnerin zum 

Untersuchungsgegenstand enthalte, und des im Vorfeld ausdrücklich als entschuldigt 

anerkannten Nichterscheinens zur Befragung am 05.06.2020 gehe auch der im Antrag 

nahegelegte Vorwurf der mangelnden Bereitschaft der Antragsgegnerin zu Mitwirkung am 

Verfahren des Untersuchungsausschusses ins Leere. 

Daher beantrage die Antragsgegnerin, den Antrag des Untersuchungsausschusses auf 

Verhängung einer Beugestrafe gemäß § 36 Abs. 1 iVm § 55 Abs. 1 VO-UA zurück- bzw 

abzuweisen. 

Unter einem übersendete die Antragsgegnerin die bereits dem Untersuchungsausschuss 

übersendeten ärztlichen Bestätigungen vom 15.05.2020 und 30.06.2020 und ihre ebenso 

bereits dem Untersuchungsausschuss übermittelte schriftliche Stellungnahme vom 

02.07.2020. Zusätzlich legte die Antragsgegnerin erstmals das in ihrer Stellungnahme 

angesprochene Gutachten einer allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 

Sachverständigen für Gesundheits- und Krankenpflege vom 19.07.2020 vor.  XXXX  

1.7. Am 31.07.2020 führte das Bundesverwaltungsgericht eine mündliche Vernehmung der 

Antragsgegnerin und ihres anwaltlichen Vertreters, die gemeinsam per Videotelefonie 

zugeschaltet wurden, durch. Die Antragsgegnerin wurde kurz zu ihren persönlichen 

Verhältnissen einvernommen;  XXXX Ihr anwaltlicher Vertreter wurde - entsprechend des 

Beweisantrags der Stellungnahme vom 27.07.2020 - zu der dort aufgestellten Behauptung 

einvernommen, vor der Sitzung des Untersuchungsausschusses am 15.07.2020, in der das 

Nichterscheinen der Antragsgegnerin festgestellt wurde, sei durch die Parlamentsdirektion 

mitgeteilt worden, die Antragsgegnerin werde für diesen Termin als genügend entschuldigt 

angesehen werden. 

In der zeugenschaftlichen Einvernahme hielt der anwaltliche Vertreter der Antragsgegnerin 

diese Behauptung aufrecht. Konkret gab er an, die Antragsgegnerin anlässlich ihrer ersten 

Ladung durch Übersendung des ärztlichen COVID-19-Attests entschuldigt zu haben. 

Umgehend sei ihm daraufhin mitgeteilt worden, dass die Antragsgegnerin für den 

betreffenden (ersten) Ladungstermin vor den Untersuchungsausschuss entschuldigt sein 

würde. Für den zweiten Ladungstermin habe er eine Entschuldigung samt einer persönlichen 

Stellungnahme der Antragsgegnerin übermittelt. Zu dieser Entschuldigung habe er bis zum 

14.07.2020 keine Rückmeldung erhalten gehabt und deshalb Frau  XXXX von der 

Parlamentsdirektion angerufen und sich erkundigt. Diese habe ihm mitgeteilt, dass die 

Antragsgegnerin für den Termin vor dem Untersuchungsausschuss am 15.07.2020 als 

entschuldigt gelte und nicht erscheinen müsse. Auf diese Auskunft habe sich der anwaltliche 

Vertreter der Antragsgegnerin verlassen, weil Frau  XXXX seine Ansprechperson in der 

Parlamentsdirektion gewesen sei und die administrative Arbeit für den 

Untersuchungsausschuss koordiniert habe. Zudem habe Frau  XXXX angegeben, dass der 

Zeitplan des Untersuchungsausschusses für den 15.07.2020 ohnedies zeitlich knapp bemessen 
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gewesen sei und – sollte der Ausschuss auf einer Befragung der Antragsgegnerin bestehen – 

diese erneut geladen werden würde; auch dies habe das Vertrauen des anwaltlichen Vertreters 

in die Auskunft bestärkt, dass die Antragsgegnerin als für den 15.07.2020 genügend 

entschuldigt gelte. Ferner gab der anwaltliche Vertreter an, dass die Antragsgegnerin ihre 

Entschuldigung bis zum Befragungstermin am 15.07.2020  XXXX durch weitere ärztliche 

Gutachten zusätzlich untermauert hätte, wäre ihm anlässlich der Auskunftserteilung am 

14.07.2020 mitgeteilt worden, dass es unter den politischen Parteien noch Zweifel an ihrer 

genügenden Entschuldigung gebe; es wäre der Antragsgegnerin nämlich trotz der zeitlichen 

Nähe ihres Befragungstermins möglich gewesen, zusätzliche Gutachten einzuholen und 

nachzureichen. 

 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen: 

1.1. Wenige Tage vor dem 15.05.2020 trat die Mitarbeiterin der Parlamentsdirektion,  

XXXX , erstmals in Kontakt mit der Antragsgegnerin, um einen Termin für die Ladung vor 

den Untersuchungsausschuss zu koordinieren. 

1.2. In einem Telefongespräch am 15.05.2020 wurde der Mitarbeiterin der 

Parlamentsdirektion  XXXX mitgeteilt, dass es der Antragsgegnerin wegen ihres schlechten 

Gesundheitszustandes und auch im Zusammenhang mit dem erhöhten gesundheitlichen 

Risiko wegen der COVID-19-Pandemie nicht möglich sein werde, vor dem 

Untersuchungsausschuss zu erscheinen. 

1.3. Über Aufforderung der Parlamentsdirektion mit E-Mail vom 15.05.2020 langte am 

18.05.2020 ein mit „COVID-19-Risiko-Attest“ betiteltes Schreiben eines in Österreich 

niedergelassenen namentlich bezeichneten Arztes für Allgemeinmedizin vom 15.05.2020 im 

Parlament ein. Darin wird „ärztlich bestätigt XXXX  

1.4. Am 25.05.2020 wurde der Antragsgegnerin eine Ladung des 

Untersuchungsausschusses zu Handen ihres anwaltlichen Vertreters per RSa-Brief zugestellt; 

bereits am 22.05.2020 war diese Ladung dem anwaltlichen Vertreter der Antragsgegnerin per 

E-Mail zugegangen. In dieser Ladung vom 20.05.2020 wurde die Antragsgegnerin auf Grund 

eines wirksam gewordenen Verlangens gemäß § 29 VO-UA für den 05.06.2020  XXXX um 

Anwesenheit als Auskunftsperson in einem näher bezeichneten Ausschusslokal ersucht. Die 

Ladung nennt die Beweisthemen III und V bis VIII des Untersuchungsgegenstandes 

(Begünstigung von Dritten, Ermittlungen in der Ibiza-Affäre, Beteiligungsmanagement des 

Bundes, Personalpolitik in staatsnahen Unternehmen und Verdacht des Gesetzeskaufs) als 

Themen der Befragung der Auskunftsperson.  

Der Untersuchungsgegenstand des Ausschusses war der Ladung als Anlage 1 angeschlossen. 
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Als Anlage 2 waren dieser Ladung die gesetzlichen Bestimmungen über die Rechte und 

Pflichten von Auskunftspersonen sowie die Folgen ihres Ausbleibens und weitere 

Informationen über den Kostenersatz für Auskunfts- und Vertrauenspersonen angeschlossen. 

Ferner enthielt die Ladung einen Hinweis auf das Recht der Auskunftsperson gemäß § 11 

Abs. 4 und § 33 Abs. 1 VO-UA, sich vor und während ihrer Befragung mit dem 

Verfahrensanwalt zu beraten. 

Auch wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Auskunftsperson eine 

Vertrauensperson beiziehen darf, die vorab namentlich bekannt gegeben werden soll und 

nicht in den Untersuchungsgegenstand involviert sein darf. 

Zur Dauer der Befragung einer Auskunftsperson war in der Ladung angegeben, dass diese 

gemäß § 37 Abs. 4 VO-UA drei Stunden nicht überschreiten soll und die Befragung vom 

Vorsitz nach längstens vier Stunden für beendet zu erklären ist, wobei die Erstbefragung und 

eine einleitende Stellungnahme gemäß § 39 VO-UA sowie Sitzungsunterbrechungen nicht 

eingerechnet werden. 

Abschließend waren die Kontaktdaten (Telefonnummer und E-Mail-Adresse) einer 

namentlich bezeichneten Organwalterin der Parlamentsdirektion angegeben, welche für 

weitere Auskünfte und Fragen zur Verfügung steht. 

Die Ladung enthielt auch einen Hinweis auf die wegen der COVID-19 Pandemie gesetzten 

Hygieneschutzmaßnahmen und Vorschriften im Bereich der Parlamentsräumlichkeiten, 

welche Anlage 3 zu entnehmen sind. Diese Anlage 3 der Ladung „Hygieneschutzmaßnahmen 

und Vorschriften betreffend das Coronavirus (COVID-19)“ traf eine Reihe von Ausführungen 

zu den Themen Atemhygiene, Handhygiene, Distanz und Belüftung: Unter der Rubrik 

„Atemhygiene“ wird die Auskunftsperson zunächst ersucht, beim Betreten und Verlassen der 

Parlamentsräumlichkeiten einen Mund-Nasen-Schutz bis zum Einnehmen des Sitzplatzes im 

Befragungsraum zu tragen. Der Auskunftsperson wird es freigestellt, den Mund-Nasen-

Schutz auch während der Befragung zu tragen. Die Auskunftsperson sitzt während der 

Befragung hinter einer Acrylglasscheibe, die zusätzlichen Schutz bietet. Bei Husten oder 

Niesen wird die Auskunftsperson gebeten, Mund und Nase mit gebeugtem Ellenbogen oder 

einem Taschentuch zu bedecken. Auch beim Benutzen der Sanitäranlagen ist ein Mund-

Nasen-Schutz zu tragen. Unter der Rubrik „Handhygiene“ wird die Auskunftsperson zunächst 

aufgefordert, ihre Hände regelmäßig und gründlich mit Seife oder Desinfektionsmittel zu 

reinigen. Dazu sind mehrere Desinfektionsmittelspender im Befragungsraum und den 

angrenzenden Räumlichkeiten platziert. Es wird empfohlen, den eigenen Gesichtsbereich 

nicht zu berühren. Betreffend das Thema „Distanz“ wird die Auskunftsperson ersucht, einen 

Abstand von mindestens 1 m zwischen sich und allen anderen Personen einzuhalten. Die 

Wahrung des Sicherheitsabstandes ist auch durch die Sitzplatzverteilung im Befragungsraum 
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gewährleistet. Überhaupt soll jeglicher Körperkontakt - etwa durch Händeschütteln zur 

Begrüßung - vermieden werden. Zum Thema „Belüftung“ wird ausgeführt, dass der 

Befragungsraum regelmäßig durchgelüftet wird. Eine der Raumgröße entsprechende 

Belüftungsanlage sorgt für ständige Luftzirkulation. 

1.5. In Reaktion auf die Ladung gab der anwaltliche Vertreter der Antragsgegnerin unter 

Verweis auf das übersendete „COVID-19-Risiko-Attest“ vom 15.05.2020 der 

Parlamentsdirektion bekannt, dass ein Erscheinen der Antragsgegnerin vor dem 

Untersuchungsausschuss nicht möglich ist. 

1.6. Am 05.06.2020 stellte der Untersuchungsausschuss das Nichterscheinen der 

Antragsgegnerin als Auskunftsperson in seiner vierten Sitzung fest. 

1.7. Am 09.06.2020 fasste der Untersuchungsausschuss gemäß § 28 VO-UA den 

Beschluss, die Antragsgegnerin erneut als Auskunftsperson zu laden. 

1.8. Die betreffende Ladung vom 10.06.2020 wurde der Antragsgegnerin zu Handen ihres 

anwaltlichen Vertreters am 15.06.2020 per RSa-Brief zugestellt. 

In dieser Ladung wurde die Antragsgegnerin auf Grund des Beschlusses gemäß § 28 VO-UA 

für den 15.07.2020  XXXX als Auskunftsperson in ein näher bezeichnetes Ausschusslokal 

geladen. Die Ladung nannte die selben Teile des Untersuchungsgegenstandes als Themen der 

Befragung wie schon die vorangegangene Ladung vom 20.05.2020.  

Der Untersuchungsgegenstand war der Ladung als Anlage 1 angeschlossen. 

Auch dieser Ladung waren als Anlage 2 die gesetzlichen Bestimmungen über die Rechte und 

Pflichten von Auskunftspersonen sowie die Folgen ihres Ausbleibens und weitere 

Informationen über den Kostenersatz für Auskunfts- und Vertrauenspersonen angeschlossen. 

Ferner enthielt auch diese Ladung einen Hinweis auf das Recht der Auskunftsperson gemäß § 

11 Abs. 4 und § 33 Abs. 1 VO-UA, sich vor und während ihrer Befragung mit dem 

Verfahrensanwalt zu beraten. 

Auch wurde die Antragsgegnerin erneut darauf hingewiesen, dass sie der Befragung eine 

Vertrauensperson beiziehen darf, die vorab namentlich bekannt gegeben werden soll und 

nicht in den Untersuchungsgegenstand involviert sein darf. 

Wiederum wurde zur Dauer der Befragung in der Ladung angegeben, dass diese gemäß § 37 

Abs. 4 VO-UA drei Stunden nicht überschreiten soll und die Befragung vom Vorsitz nach 

längstens vier Stunden für beendet zu erklären ist, wobei die Erstbefragung und eine 

einleitende Stellungnahme gemäß § 39 VO-UA sowie Sitzungsunterbrechungen nicht 

eingerechnet werden. 
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Ferner war auch dieser Ladung die selbe Anlage 3 „Hygieneschutzmaßnahmen und 

Vorschriften betreffend das Coronavirus (COVID-19)“ angeschlossen, welche auch mit der 

Ladung vom 20.05.2020 übersendet wurde.  

1.9. Der Ladung vom 10.06.2020 angeschlossen war ein Begleitbrief des Vorsitzenden des 

Untersuchungsausschusses. Darin informiert der Vorsitzende des Untersuchungsausschusses 

im Hinblick auf das vorgelegte ärztliche Attest, mit dem die Antragsgegnerin ihr 

Nichterscheinen am 05.06.2020 vor dem Ausschuss mit der COVID-19-Risikogruppen-

Verordnung begründete, darüber, dass wegen dieser Pandemie erhöhte Sicherheits- und 

Schutzmaßnahmen in den Parlamentsgebäuden, insbesondere im 

Untersuchungsausschusslokal, eingerichtet sind. 

Wie schon mit der rechtsfreundlichen Vertretung der Antragsgegnerin telefonisch besprochen 

und in der Anlage 3 zur Ladung näher erläutert worden sei, seien folgende Vorkehrungen (auf 

Basis der diesbezüglichen Empfehlungen der AUVA) getroffen worden: 

 „Die Auskunftsperson sitzt während der Befragung hinter einer Acrylglasscheibe. 

 Es ist ein Raum eingerichtet, in dem sich vor der Befragung ausschließlich die 

Auskunftsperson (mit ihrer allfälligen Vertrauensperson) aufhält. 

 Die Wahrung des Mindestabstandes ist durch die Sitzplatzverteilung gewährleistet. 

 Der Befragungsraum wird in regelmäßigen Abständen umfangreich und gründlich 

desinfiziert (Aerosoldesinfektion durch Kaltnebelverfahren). 

 Die Flächen werden nach jeder Befragung gereinigt und desinfiziert. 

 Desinfektionsmittel steht zur Handdesinfektion zur Verfügung. 

 Der Befragungsraum wird regelmäßig während Sitzungsunterbrechungen gelüftet. 

Darüber hinaus sind auf Wunsch folgende, weitere Maßnahmen möglich: 

 Es steht Ihnen ein Parkplatz am Josefplatz zur Verfügung. 

 Auf Wunsch können alle Personen in Ihrer Nähe ein Visier tragen. 

 Ihnen stehen FFP2-Masken mit Ventil zum Tragen während der Befragung zur 

Verfügung.“ 

Auf Grund der angeführten weitreichenden Vorkehrungen werde die Zugehörigkeit zur 

COVID-19-Risikogruppe seitens des Untersuchungsausschusses nicht als genügende 

Entschuldigung für ein Nichterscheinen des Antragsgegners iSd § 36 Abs. 1 VO-UA 

gewertet. Deshalb werde auf die Konsequenzen für wiederholtes Nichtbefolgen einer Ladung 

gemäß § 36 VO-UA hingewiesen. Es stehe dem Untersuchungsausschuss offen, beim 

Bundesverwaltungsgericht gemäß § 55 Abs. 1 VO-UA die Verhängung einer Beugestrafe zu 
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beantragen. Falls die Antragsgegnerin einem zweiten Befragungstermin ohne genügende 

Entschuldigung wiederum nicht Folge leiste, könne der Untersuchungsausschuss beschließen, 

sie durch die politische Behörde gemäß § 36 Abs. 2 VO-UA vorführen zu lassen. Für weitere 

Auskünfte oder Fragen stehe die Parlamentsdirektion gerne zur Verfügung. 

1.10. Am 05.07.2020 erstattete der anwaltliche Vertreter der Antragsgegnerin zunächst eine 

telefonische Terminabsage. Am folgenden Tag langte auch eine schriftliche Absage per E-

Mail bei der Parlamentsdirektion ein. Übersendet wurde ferner eine weitere ärztliche 

Bestätigung eines namentlich genannten, in Österreich niedergelassenen Facharztes für Innere 

Medizin und Kardiologie vom 30.06.2020. Diese wies im Wesentlichen folgenden Inhalt auf:  

„[Die Antragsgegnerin] steht seit längerer Zeit in meiner ambulanten und stationären 

Behandlung.  XXXX Vor einem Auftreten vor dem parlamentarischen 

Untersuchungsausschuss wird ihr aus medizinischen Gründen dringend abgeraten.  XXXX  

1.11. Ferner übersendete die Antragsgegnerin der Parlamentsdirektion wie dem 

Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses ein an dessen Mitglieder gerichtetes 

persönliches Schreiben. Darin verwies die Antragsgegnerin darauf, dass sie auf Empfehlung 

ihrer Ärzte aus gesundheitlichen Gründen der Ladung für den 15.07.2020 als 

Auskunftsperson nicht werde Folge leisten können, ersuchte darum, wegen ihrer Gesundheit 

von weiteren Ladungen abzusehen und traf ansonsten inhaltliche Ausführungen zum 

Untersuchungsgegenstand. 

1.12. Am 15.07.2020 wurde das Nichterscheinen der Antragsgegnerin in der elften Sitzung 

des Untersuchungsausschusses festgestellt. 

1.13. Der anwaltliche Vertreter der Antragsgegnerin war bei Empfang der E-Mail mit der 

Ladung von 20.05.2020 und der Übernahme der RSa-Briefe mit den Ladungen vom 

20.05.2020 und 10.06.2020 zur rechtserheblichen Entgegennahme von Zustellungen der 

Antragsgegnerin bevollmächtigt. 

2. Beweiswürdigung: 

Die Feststellungen zum Hergang im Verfahren vor dem Untersuchungsausschuss - 

insbesondere die Feststellungen zur Terminkoordination mit der Antragsgegnerin, den an sie 

gerichteten Ladungen und Schreiben, ihren Terminabsagen, den durch sie beigebrachten 

ärztlichen Bestätigungen und ihrem Nichterscheinen vor dem Untersuchungsausschuss - 

gehen aus dem Akt der Parlamentsdirektion, insbesondere deren Aktenvermerk über den 

Ablauf der Verfahrensschritte, der Stellungnahme der Antragsgegnerin vom 22.07.2020 und 

den Ergebnissen der Einvernahme der Antragsgegnerin und ihres anwaltlichen Vertreters am 

31.07.2020 hervor. 

Die Feststellungen, dass der anwaltliche Vertreter der Antragsgegnerin bei Empfang der E-

Mail mit der Ladung von 20.05.2020 und bei Übernahme der RSa-Briefe mit den Ladungen 
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vom 20.05.2020 und 10.06.2020 zur rechtserheblichen Entgegennahme von Zustellungen der 

Antragsgegnerin bevollmächtigt war, ergibt sich daraus, dass weder dieser Vertreter noch die 

Antragsgegnerin das Vorliegen einer ausreichenden Vollmacht in Abrede stellten. 

3. Rechtliche Beurteilung: 

3.1. Gemäß Art. 130 Abs. 1a Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG), BGBl. Nr. 1/1930 idF 

BGBl. I Nr. 14/2019, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes über die Anwendung von 

Zwangsmitteln gegenüber Auskunftspersonen eines Untersuchungsausschusses des 

Nationalrates nach Maßgabe des Bundesgesetzes über die Geschäftsordnung des 

Nationalrates. 

3.2. Art. 136 B-VG idF BGBl. I Nr. 14/2019 lautet: 

„Artikel 136. (1) Die Organisation der Verwaltungsgerichte der Länder wird durch 

Landesgesetz geregelt, die Organisation der Verwaltungsgerichte des Bundes durch 

Bundesgesetz. 

(2) Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Verwaltungsgerichtes des 

Bundes für Finanzen wird durch ein besonderes Bundesgesetz einheitlich geregelt. Der Bund 

hat den Ländern Gelegenheit zu geben, an der Vorbereitung solcher Gesetzesvorhaben 

mitzuwirken. Durch Bundes- oder Landesgesetz können Regelungen über das Verfahren der 

Verwaltungsgerichte getroffen werden, wenn sie zur Regelung des Gegenstandes erforderlich 

sind oder soweit das im ersten Satz genannte besondere Bundesgesetz dazu ermächtigt.  

(3) […] 

(3a) Das Bundesgesetz über die Geschäftsordnung des Nationalrates kann für das Verfahren 

des Verwaltungsgerichtes des Bundes gemäß Art. 130 Abs. 1a besondere Bestimmungen 

treffen.  

[…]“ 

Im Sinne der Ermächtigung des Art. 136 Abs. 3a B-VG regelt § 56 VO-UA (siehe II.3.3.) das 

Verfahren des Bundesverwaltungsgerichtes in Angelegenheiten des Art. 130 Abs. 1a B-VG. 

Art. 135 Abs. 1 B-VG idF BGBl. I Nr. 51/2012 lautet: „Die Verwaltungsgerichte erkennen 

durch Einzelrichter. Im Gesetz über das Verfahren der Verwaltungsgerichte oder in Bundes- 

oder Landesgesetzen kann vorgesehen werden, dass die Verwaltungsgerichte durch Senate 

entscheiden. Die Größe der Senate wird durch das Gesetz über die Organisation des 

Verwaltungsgerichtes festgelegt. […]“ 

Gemäß § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwGG), BGBl. I Nr. 10/2013, entscheidet 

das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder 

Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gemäß § 7 Abs. 1 erster Satz 
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BVwGG bestehen die Senate aus einem Mitglied als Vorsitzendem und zwei weiteren 

Mitgliedern als Beisitzern. 

Die Anordnung einer Senatszuständigkeit im vorliegenden Verfahren enthält § 56 Abs. 1 VO-

UA (siehe II.3.3.). 

Zu A)  

3.3. Die Anlage 1 „VERFAHRENSORDNUNG FÜR PARLAMENTARISCHE 

UNTERSUCHUNGS-AUSSCHÜSSE (VO-UA)“ zum Bundesgesetz vom 4. Juli 1975 über 

die Geschäftsordnung des Nationalrates (Geschäftsordnungsgesetz 1975 – GOG), BGBl. Nr. 

410/1975 idF BGBl. I Nr. 99/2014, lautet, soweit im vorliegenden Fall relevant: 

„[…] 

Vorsitz 

§ 5. […] 

(5) Der Vorsitzende hat sich in Verfahrensfragen mit dem Verfahrensrichter zu beraten und 

bei seinen Entscheidungen dessen Rechtsmeinung gebührend zu berücksichtigen. Er hat in 

allen Verfahrensfragen nach Möglichkeit das Einvernehmen mit den Fraktionen herzustellen. 

 

[…] 

Aufgaben des Vorsitzenden 

§ 6. […] 

(3) Im Rahmen der Vorsitzführung eröffnet und schließt der Vorsitzende die Sitzungen des 

Untersuchungsausschusses. Er handhabt die Geschäftsordnung und achtet auf die Wahrung 

des Grundrechts- und Persönlichkeitsschutzes. Er leitet die Verhandlungen und sorgt für die 

Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung während der Sitzung. Er ist jederzeit berechtigt, in 

den Fällen des § 11 Abs. 4 und des § 42 Abs. 2 aber verpflichtet, die Sitzung zu unterbrechen. 

Der Vorsitzende leitet die Befragung von Auskunftspersonen und Sachverständigen gemäß § 

37. 

[…] 

Bestellung des Verfahrensrichters und des Verfahrensanwaltes 

§ 7. (1) Für die Dauer einer Gesetzgebungsperiode hat der Präsident des Nationalrates nach 

Beratung in der Präsidialkonferenz eine ständige Liste von Personen zu führen, die die 

persönlichen Voraussetzungen für die Funktion des Verfahrensrichters oder des 

Verfahrensanwalts erfüllen. Der Präsident hat diese Personen um Zustimmung zu ersuchen 

und gegebenenfalls die vorgesetzte Stelle zu unterrichten. Die Liste ist zu veröffentlichen. 
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(2) Der Präsident hat dem Geschäftsordnungsausschuss nach Beratung in der 

Präsidialkonferenz einen Vorschlag für die Wahl des Verfahrensrichters und des 

Verfahrensanwalts samt deren Stellvertretern zu erstatten. 

(3) Der Untersuchungsausschuss kann den Verfahrensrichter oder seinen Stellvertreter auf 

Vorschlag des Vorsitzenden abwählen. Der Geschäftsordnungsausschuss ist darüber zu 

informieren und hat unverzüglich eine Neuwahl vorzunehmen. § 3 Abs. 5 ist sinngemäß 

anzuwenden. Das Wahlergebnis ist gemäß § 39 GOG bekannt zu geben. Dasselbe gilt im Fall 

des Ausscheidens des Verfahrensrichters, des Verfahrensanwalts oder eines Stellvertreters. 

 

Voraussetzungen für die Ernennung und Stellung als Verfahrensrichter 

§ 8. (1) Zum Verfahrensrichter und seinem Stellvertreter können nur Personen bestellt 

werden, die gemäß Art. 86 Abs. 1 B-VG zum Richter ernannt worden sind. Sie müssen sich im 

dauernden Ruhestand befinden oder für die Dauer des Untersuchungsausschusses gemäß § 

75d des Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetzes, BGBl. Nr. 305/1961, in der Fassung 

BGBl. I Nr. 8/2014, dienstfrei gestellt sein. 

(2) Der Verfahrensrichter und sein Stellvertreter müssen durch ihre beruflichen Fähigkeiten 

und Erfahrungen Gewähr dafür bieten, dass sie unabhängig von den Fraktionen des 

Untersuchungsausschusses für die Einhaltung der Verfahrensregeln Sorge tragen und ihre 

Position im Interesse des Grundrechts- und Persönlichkeitsschutzes sowohl unmittelbar als 

auch mittelbar vom Verfahren betroffener Personen ausüben. 

(3) Im Fall der Verhinderung wird der Verfahrensrichter durch seinen Stellvertreter 

vertreten. 

(4) Dem Verfahrensrichter und seinem Stellvertreter gebührt für ihre Tätigkeit eine 

Vergütung gemäß § 60 Abs. 1. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben sind ihnen die erforderlichen 

Mittel gemäß § 60 Abs. 2 zur Verfügung zu stellen. 

(5) Der Verfahrensrichter und sein Stellvertreter können bei allen Sitzungen des 

Untersuchungsausschusses anwesend sein und in alle dem Untersuchungsausschuss 

vorliegenden Akten und Unterlagen Einsicht nehmen. 

Aufgaben des Verfahrensrichters 

§ 9. (1) Der Verfahrensrichter nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des 

Untersuchungsausschusses teil. Er hat sich zur Wahrung seiner Aufgaben unverzüglich an 

den Vorsitzenden zu wenden. Erforderlichenfalls hat der Vorsitzende die Befragung zu 

unterbrechen. 

(2) Der Verfahrensrichter und sein Stellvertreter unterstützen den Vorsitzenden bei der 

Vorbereitung des Arbeitsplans gemäß § 16 Abs. 1. Der Verfahrensrichter unterstützt den 
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Vorsitzenden bei der Reihung der Befragung von Auskunftspersonen gemäß §§ 30 Abs. 2 und 

37 Abs. 2. 

(3) Der Verfahrensrichter belehrt die Auskunftspersonen und die Sachverständigen über ihre 

Rechte und Pflichten und führt im Auftrag des Vorsitzenden die Erstbefragung gemäß § 39 

durch und kann gemäß § 40 Abs. 3 ergänzende Fragen an die Auskunftsperson richten. Er hat 

den Vorsitzenden auf unzulässige Fragen gemäß § 41 und Verstöße gegen das InfOG 

hinzuweisen sowie ihn in allen Verfahrensfragen zu beraten und kann den Ausschluss der 

Öffentlichkeit gemäß § 17 Abs. 3 beantragen. Bei Veröffentlichungen des 

Untersuchungsausschusses gemäß § 20 kann er Einspruch erheben. 

(4) Der Verfahrensrichter unterstützt den Vorsitzenden bei der Führung des 

Konsultationsverfahrens und achtet auf die Einhaltung von Vereinbarungen gemäß § 58. 

(5) Der Verfahrensrichter erstellt den Entwurf für den Bericht des Untersuchungsausschusses 

gemäß § 51. 

Voraussetzungen für die Ernennung und Stellung als Verfahrensanwalt 

§ 10. (1) Zum Verfahrensanwalt und seinem Stellvertreter kann bestellt werden, wer durch 

seine beruflichen Fähigkeiten und Erfahrungen insbesondere auf den Gebieten der Grund- 

und Freiheitsrechte oder in der Rechtsprechung Gewähr dafür bietet, dass er unabhängig von 

den Fraktionen des Untersuchungsausschusses für die Einhaltung der Verfahrensregeln 

Sorge trägt und seine Position im Interesse des Grundrechts- und Persönlichkeitsschutzes 

ausübt. Sie müssen mindestens zehn Jahre in einem Beruf tätig gewesen sein, in dem der 

Abschluss des Studiums der Rechtswissenschaften oder der rechts- und 

staatswissenschaftlichen Studien Berufsvoraussetzung ist. 

(2) Im Fall der Verhinderung wird der Verfahrensanwalt durch seinen Stellvertreter 

vertreten. 

(3) Dem Verfahrensanwalt und seinem Stellvertreter gebührt für ihre Tätigkeit eine 

Vergütung gemäß § 60 Abs. 1. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben sind ihnen die erforderlichen 

Mittel gemäß § 60 Abs. 2 zur Verfügung zu stellen. 

(4) Der Verfahrensanwalt und sein Stellvertreter können bei allen Sitzungen des 

Untersuchungsausschusses anwesend sein und in alle dem Untersuchungsausschuss 

vorliegenden Akten und Unterlagen Einsicht nehmen. 

Aufgaben des Verfahrensanwaltes 

§ 11. (1) Der Verfahrensanwalt nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des 

Untersuchungsausschusses teil. Er hat sich zur Wahrung seiner Aufgaben unverzüglich an 

den Vorsitzenden zu wenden. Erforderlichenfalls hat der Vorsitzende die Befragung zu 

unterbrechen. 
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(2) Der Verfahrensanwalt hat den Vorsitzenden oder den Verfahrensrichter jederzeit 

unverzüglich auf Verletzungen der Verfahrensordnung sowie auf Eingriffe in die Grund- oder 

Persönlichkeitsrechte einer Auskunftsperson hinzuweisen. 

(3) Der Verfahrensanwalt hat unverzüglich auf Gründe für den Ausschluss der Öffentlichkeit 

gemäß § 17 Abs. 2 und auf das Vorliegen von Aussageverweigerungsgründen gemäß §§ 43 

und 44 hinzuweisen. Bei Veröffentlichungen des Untersuchungsausschusses gemäß § 20 kann 

er Einspruch erheben. 

(4) Der Verfahrensanwalt hat Auskunftspersonen vor und während einer Befragung im 

Untersuchungsausschuss die Möglichkeit zur vertraulichen Beratung zu geben. Zu diesem 

Zweck kann er auch eine Unterbrechung der Sitzung verlangen. 

(5) Der Verfahrensanwalt ist zur Verschwiegenheit über die ihm anvertrauten 

Angelegenheiten und die ihm sonst in dieser Eigenschaft bekanntgewordenen Tatsachen, 

deren Geheimhaltung im Interesse einer Auskunftsperson gelegen ist, verpflichtet. Er hat in 

gerichtlichen und sonstigen behördlichen Verfahren nach Maßgabe der verfahrensrechtlichen 

Vorschriften das Recht auf diese Verschwiegenheit. 

Beratung über Hinweise des Verfahrensrichters oder des Verfahrensanwaltes 

§ 12. Trägt der Vorsitzende den Hinweisen des Verfahrensrichters oder des 

Verfahrensanwaltes nicht Rechnung, so hat jedes Mitglied des Untersuchungsausschusses das 

Recht, eine Beratung in zumindest vertraulicher Sitzung gemäß § 18 zur Klärung dieser 

Frage zu verlangen. Der Vorsitzende gibt seine nach dieser Beratung getroffene 

Entscheidung unter Angabe der Gründe zu Beginn der fortgesetzten Beratung oder Befragung 

bekannt. 

[…] 

Sitzungen des Untersuchungsausschusses 

§ 16. (1) Der Untersuchungsausschuss legt auf Vorschlag des Vorsitzenden und nach 

Beratung mit dem Verfahrensrichter unter Berücksichtigung des grundsätzlichen 

Beweisbeschlusses gemäß § 24 einen Arbeitsplan fest. Nach Möglichkeit sollen mindestens 

vier Sitzungen des Untersuchungsausschusses pro Monat stattfinden. 

(2) Der Untersuchungsausschuss kann auch außerhalb der Tagungen zusammentreten. 

Medienöffentliche und vertrauliche Sitzungen 

§ 17. (1) Bei der Anhörung von Auskunftspersonen und Sachverständigen wird 

Medienvertretern vom Präsidenten nach Maßgabe der räumlichen Möglichkeiten Zutritt 

gewährt. Ton- und Bildaufnahmen sind ausschließlich für Zwecke der Protokollierung gemäß 

§ 19 und der Übertragung innerhalb der Parlamentsgebäude gestattet. 
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(2) Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn 

1. überwiegende schutzwürdige Interessen der Allgemeinheit, der Auskunftsperson oder 

Dritter dies gebieten, 

2. es zum Schutz von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen notwendig ist oder 

3. der Ausschluss der Öffentlichkeit im Interesse der Erlangung einer wahrheitsmäßigen 

Aussage erforderlich erscheint. 

(3) Der Vorsitzende entscheidet über den Ausschluss der Öffentlichkeit aus eigenem, auf 

Antrag des Verfahrensrichters, eines Mitglieds, einer Auskunftsperson oder des 

Verfahrensanwalts. 

(4) Die Befragung von Auskunftspersonen kann in vertraulicher oder geheimer Sitzung 

stattfinden. Bei der Befragung von öffentlich Bediensteten ist eine Mitteilung gemäß § 35 zu 

berücksichtigen. 

[…] 

Veröffentlichungen 

§ 20. (1) Der Untersuchungsausschuss kann in sinngemäßer Anwendung von § 39 GOG die 

Veröffentlichung von 

1. wörtlichen Protokollen über die öffentliche Befragung von Auskunftspersonen und 

Sachverständigen nach Entscheidung über fristgerecht eingelangte Einwendungen und 

Berichtigungen gemäß § 19 Abs. 3, 

2. ergänzenden Beweisanforderungen und Ladungslisten unter Beachtung von 

Vereinbarungen gemäß § 58, 

3. Gutachten von Sachverständigen gemäß § 47, 

4. Berichten von Ermittlungsbeauftragten gemäß § 14 Abs. 2 und 

5. schriftlichen Stellungnahmen von Auskunftspersonen und Schriftstücken unbeschadet der 

Bestimmungen gemäß § 39 Abs. 3 

beschließen. Er kann einen Zeitpunkt für die Veröffentlichung festlegen. 

(2) Weitere Verlautbarungen des Untersuchungsausschusses ergehen auf Grundlage von § 39 

GOG. 

(3) Der Verfahrensrichter und der Verfahrensanwalt können gegen einen Beschluss gemäß 

Abs. 1 Einspruch erheben. Darüber entscheidet der Untersuchungsausschuss ohne Aufschub. 

Bis zur Entscheidung des Untersuchungsausschusses über den Einspruch hat die 

Veröffentlichung zu unterbleiben. 

[…] 
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Beweisaufnahme 

§ 22. (1) Der Untersuchungsausschuss erhebt die Beweise im Rahmen des 

Untersuchungsgegenstandes. Beweise werden aufgrund des grundsätzlichen 

Beweisbeschlusses, der ergänzenden Beweisanforderungen, der Ladung von 

Auskunftspersonen und Sachverständigen sowie durch Augenschein erhoben. 

[…] 

Ladung von Auskunftspersonen mit Beschluss 

§ 28. Der Untersuchungsausschuss kann aufgrund eines schriftlichen Antrags eines Mitglieds 

die Ladung von Auskunftspersonen beschließen. Der Antrag hat die Auskunftspersonen und 

die Themen der Befragung zu benennen und kann einen Vorschlag für den Zeitpunkt der 

Befragung enthalten. Er ist unter Bedachtnahme auf den Untersuchungsgegenstand zu 

begründen. 

Ladung von Auskunftspersonen auf Verlangen 

§ 29. (1) Ein Viertel der Mitglieder des Untersuchungsausschusses kann in einer Sitzung die 

Ladung von Auskunftspersonen schriftlich verlangen. Im Verlangen sind die 

Auskunftspersonen und die Themen der Befragung zu benennen. Es kann einen Vorschlag für 

den Zeitpunkt der Befragung enthalten und ist unter Bezugnahme auf den 

Untersuchungsgegenstand zu begründen. Das Verlangen wird wirksam, wenn die Mehrheit 

der Mitglieder in dieser Sitzung nicht den sachlichen Zusammenhang mit dem 

Untersuchungsgegenstand mit Beschluss bestreitet. 

(2) Eine Auskunftsperson kann aufgrund eines Verlangens gemäß Abs. 1 höchstens zweimal 

geladen und gemäß §§ 37 ff. befragt werden. 

(3) Der Vorsitzende hat das Einlangen eines Verlangens gemäß Abs. 1 unverzüglich 

bekanntzugeben und dieses an die anwesenden Mitglieder des Untersuchungsausschusses zu 

verteilen. Bis zum Ende der Sitzung können weitere Mitglieder des Ausschusses das 

Verlangen beim Vorsitzenden schriftlich unterstützen. Sofern ein Verlangen von mehr als der 

Hälfte der Mitglieder unterstützt ist, wird es in die Beschränkung gemäß Abs. 2 nicht 

eingerechnet. 

(4) Bestreitet die Mehrheit der Mitglieder des Untersuchungsausschusses den sachlichen 

Zusammenhang eines Verlangens gemäß Abs. 1 mit dem Untersuchungsgegenstand, kann das 

verlangende Viertel der Mitglieder den Verfassungsgerichtshof gemäß Art. 138b Abs. 1 Z 5 B-

VG zur Entscheidung über die Rechtmäßigkeit des Beschlusses gemäß Abs. 1 anrufen. Mit der 

Feststellung des Verfassungsgerichtshofes über die Rechtswidrigkeit dieses Beschlusses wird 

das Verlangen gemäß Abs. 1 wirksam. 

Inhalt der Ladung und Festlegung der Reihenfolge der Befragungen 
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§ 30. (1) Die Ladung hat den Untersuchungsgegenstand und die Themen der Befragung, Ort 

und Zeit derselben sowie einen Hinweis auf die gesetzlichen Bestimmungen über die Rechte 

und Pflichten von Auskunftspersonen und den Kostenersatz sowie allfällige Folgen des 

Ausbleibens zu enthalten. 

(2) Der Vorsitzende hat nach Beratung mit dem Verfahrensrichter im Interesse der 

Zweckmäßigkeit und unter Bedachtnahme auf die Angaben gemäß Abs. 1 und den Arbeitsplan 

gemäß § 16 Abs. 1 den Zeitpunkt und die Reihenfolge der Befragung von Auskunftspersonen 

zu bestimmen. Davon sind die Mitglieder des Untersuchungsausschusses unverzüglich zu 

informieren. 

[…] 

Schriftliche Äußerungen 

§ 31. Auskunftspersonen können jederzeit zur schriftlichen Äußerung eingeladen werden. 

Ausfertigung der Ladung 

§ 32. (1) Ladungen sind vom Vorsitzenden ohne unnötigen Aufschub auszufertigen. 

(2) Die erstmalige Ladung kann ohne Zustellnachweis erfolgen. Jede weitere Ladung ist dem 

Empfänger zu eigenen Handen zuzustellen. 

Rechte und Pflichten von Auskunftspersonen 

§ 33. (1) Die Auskunftsperson hat der Ladung Folge zu leisten und in der Befragung 

wahrheitsgemäß zu antworten. Davon unberührt bleiben die Aussageverweigerungsgründe 

gemäß §§ 43 und 44. Die Auskunftsperson hat insbesondere das Recht 

1. sich gemäß § 11 Abs. 4 vor und während ihrer Befragung im Untersuchungsausschuss mit 

dem Verfahrensanwalt zu beraten, 

2. sich bei ihrer Befragung von einer Vertrauensperson gemäß § 46 begleiten zu lassen und 

im Fall des Ausschlusses gemäß § 46 Abs. 4 die Befragung zu einem späteren Zeitpunkt 

fortzusetzen, 

3. eine einleitende Stellungnahme gemäß § 39 Abs. 1 abzugeben, 

4. Beweisstücke und Stellungnahmen gemäß § 39 Abs. 3 vorzulegen und deren 

Veröffentlichung oder deren Klassifizierung zu beantragen, 

5. die Zulässigkeit von Fragen gemäß § 41 Abs. 4 zu bestreiten, 

6. auf Vorlage von Akten und Unterlagen gemäß § 42, 

7. den Ausschluss der Öffentlichkeit gemäß § 17 zu beantragen, 
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8. das Protokoll gemäß § 19 Abs. 3 vorgelegt zu erhalten und Einwendungen gegen Fehler 

der Übertragung und den Umfang der Veröffentlichung seiner Befragung zu erheben sowie 

einzelne Berichtigungen in geringfügigem Ausmaß anzuregen, 

9. über den Entwurf des Ausschussberichts, einen Fraktionsbericht und eine abweichende 

persönliche Stellungnahme gemäß § 51 Abs. 3 verständigt zu werden und dazu Stellung zu 

nehmen sowie 

10. Kostenersatz gemäß § 59 zu begehren. 

(2) Die Anhörung als Auskunftsperson alleine begründet weder eine Stellung in der 

Öffentlichkeit im Sinne von § 7a Mediengesetz noch einen Zusammenhang mit dem 

öffentlichen Leben im Sinne der §§ 6, 7, 7a und 29 Mediengesetz. 

Unzulässigkeit der Befragung als Auskunftsperson 

§ 34. Als Auskunftspersonen dürfen nicht angehört werden: 

1. Personen, die wegen einer psychischen Krankheit, wegen einer geistigen Behinderung oder 

aus einem anderen Grund unfähig sind, die Wahrheit anzugeben; 

2. Geistliche in Ansehung dessen, was ihnen in der Beichte oder sonst unter dem Siegel 

geistlicher Amtsverschwiegenheit anvertraut wurde. 

[…] 

Folgen des Ausbleibens von Auskunftspersonen 

§ 36. (1) Wenn eine Auskunftsperson der ihr gemäß § 32 Abs. 2 zu eigenen Handen 

zugestellten Ladung ohne genügende Entschuldigung nicht Folge leistet, kann der 

Untersuchungsausschuss beim Bundesverwaltungsgericht die Verhängung einer Beugestrafe 

gemäß § 55 beantragen. Der Antrag ist zu begründen. 

(2) Der Untersuchungsausschuss kann die Auskunftsperson zugleich neuerlich laden und 

androhen, dass er bei nochmaliger Nichtbefolgung der Ladung die Vorführung beschließen 

könne. Leistet die Auskunftsperson einer solchen Ladung ohne genügende Entschuldigung 

nicht Folge, so kann der Untersuchungsausschuss beschließen, dass sie durch die politische 

Behörde vorzuführen ist. 

(3) Beschlüsse gemäß Abs. 1 und 2 sind vom Vorsitzenden auszufertigen. 

(4) Gegen die Vorführung gemäß Abs. 2 ist eine Beschwerde an das 

Bundesverwaltungsgericht zulässig. 

Befragung von Auskunftspersonen 

§ 37. (1) Die Auskunftspersonen sind einzeln in Abwesenheit der später zu hörenden 

Auskunftspersonen zu befragen. 
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(2) Der Vorsitzende kann nach Beratung mit dem Verfahrensrichter sowie nach Möglichkeit 

unter Einbeziehung der Fraktionen in einer Sitzung die gemäß § 30 Abs. 2 bestimmte 

Reihenfolge der Befragung von Auskunftspersonen ändern. 

(3) Auskunftspersonen, deren Aussagen voneinander abweichen, können einander 

gegenübergestellt werden. Dabei können unter Hinweis auf Widersprüche zwischen den 

Aussagen von allen Ausschussmitgliedern weitere Fragen zur Aufklärung dieser 

Widersprüche gestellt werden. 

(4) Die Befragung einer Auskunftsperson soll drei Stunden nicht überschreiten. Die 

Befragung ist vom Vorsitzenden nach längstens vier Stunden für beendet zu erklären. Die 

Erstbefragung und eine einleitende Stellungnahme gemäß § 39 sowie 

Sitzungsunterbrechungen werden nicht eingerechnet. 

Belehrung der Auskunftspersonen 

§ 38. Der Verfahrensrichter hat zunächst die Personaldaten der Auskunftsperson zu prüfen. 

Er hat sie vor ihrer Befragung über die Gründe für eine Verweigerung der Aussage und einen 

Ausschluss der Öffentlichkeit sowie die Pflicht zur Angabe der Wahrheit und die 

strafrechtlichen Folgen einer falschen Aussage zu belehren. Diese Belehrung ist im Amtlichen 

Protokoll festzuhalten. 

Einleitende Stellungnahme und Erstbefragung 

§ 39. (1) Der Verfahrensrichter hat der Auskunftsperson die Möglichkeit zu einer einleitenden 

Stellungnahme zu geben, die 20 Minuten nicht überschreiten soll. 

(2) Der Verfahrensrichter führt anschließend im Auftrag des Vorsitzenden die Erstbefragung 

der Auskunftsperson zum Thema der Befragung durch, die 15 Minuten nicht überschreiten 

soll. 

(3) Auskunftspersonen können Beweismittel und Stellungnahmen vorlegen, die zu den 

Ausschussakten zu nehmen sind. Die Auskunftsperson kann deren Veröffentlichung oder 

Klassifizierung beantragen. Darüber entscheidet der Untersuchungsausschuss. 

Worterteilung bei Befragungen 

§ 40. (1) Der Vorsitzende führt die Rednerliste und erteilt im Anschluss an die Erstbefragung 

den Ausschussmitgliedern das Wort. 

(2) Der Vorsitzende hat das Recht, aus wichtigen Gründen, insbesondere wenn dies der 

Verhandlungsökonomie oder der Wahrheitsfindung dient oder wenn Widersprüche 

klarzustellen sind, auf Anregung des Verfahrensrichters, auf Antrag eines Mitgliedes oder – 

falls kein Widerspruch erhoben wird – aus eigenem von der Reihenfolge der Worterteilungen 

abzuweichen oder einem Redner das Wort zu entziehen. 
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(3) Liegen keine Wortmeldungen mehr vor, so kann der Verfahrensrichter ergänzende Fragen 

an die Auskunftsperson richten. 

Zulässigkeit von Fragen an Auskunftspersonen 

§ 41. (1) Fragen an die Auskunftsperson müssen durch das in der Ladung festgelegte 

Beweisthema gedeckt sein. 

(2) Die an die Auskunftsperson zu richtenden Fragen dürfen nicht unbestimmt, mehrdeutig, 

verfänglich, beleidigend oder unterstellend sein und nicht Grund- oder Persönlichkeitsrechte 

verletzen. Es sind daher insbesondere solche Fragen unzulässig, in denen eine von der 

Auskunftsperson nicht zugestandene Tatsache als bereits zugestanden angenommen wird. 

(3) Fragen, durch die einer Auskunftsperson Umstände vorgehalten werden, die erst durch 

ihre Antwort festgestellt werden sollen, dürfen nur gestellt werden, wenn die Auskunft nicht in 

anderer Weise erlangt werden kann. 

(4) Der Vorsitzende entscheidet nach Beratung mit dem Verfahrensrichter über die 

Unzulässigkeit einer Frage. Er hat auf Verlangen eines Mitglieds des 

Untersuchungsausschusses, des Verfahrensanwalts oder einer Auskunftsperson über die 

Unzulässigkeit einer Frage zu entscheiden. 

(5) Die parlamentarische Schiedsstelle gemäß § 57 entscheidet auf Verlangen eines Viertels 

der Mitglieder eines Untersuchungsausschusses über die Rechtmäßigkeit der Feststellung des 

Vorsitzenden gemäß Abs. 4. Sofern die parlamentarische Schiedsstelle eine Frage für zulässig 

erachtet, so hat der Vorsitzende die Auskunftsperson unverzüglich gemäß § 32 zu laden und 

ist diese neuerlich zu befragen. 

[…] 

Aussageverweigerungsgründe 

§ 43. (1) Die Aussage kann von einer Auskunftsperson verweigert werden: 

1. über Fragen, deren Beantwortung die Privatsphäre der Auskunftsperson oder eines 

Angehörigen (§ 72 StGB) betreffen oder für sie oder einen Angehörigen die Gefahr 

strafgerichtlicher Verfolgung nach sich ziehen würde; 

2. über Fragen, deren Beantwortung für die Auskunftsperson oder einen Angehörigen einen 

unmittelbaren bedeutenden vermögensrechtlichen Nachteil nach sich ziehen würde; 

3. in Bezug auf Tatsachen, über welche sie nicht aussagen können würde, ohne eine gesetzlich 

anerkannte Pflicht zur Verschwiegenheit zu verletzen, sofern sie nicht von der Pflicht zur 

Geheimhaltung gültig entbunden wurde oder als öffentlich Bediensteter gemäß § 35 zur 

Aussage verpflichtet ist; 
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4. in Ansehung desjenigen, was ihr in ihrer Eigenschaft als Verteidiger oder Rechtsanwalt 

bekannt geworden ist; 

5. über Fragen, welche die Auskunftsperson nicht beantworten können würde, ohne ein 

Kunst- oder Geschäftsgeheimnis zu offenbaren; 

6. über die Frage, wie die Auskunftsperson ihr Wahlrecht oder Stimmrecht ausgeübt hat, 

wenn dessen Ausübung gesetzlich für geheim erklärt ist; 

7. über Fragen, deren Beantwortung Quellen im Sinne des Art. 52a Abs. 2 B-VG gefährden 

würde. 

(2) Die Aussage kann in den unter Z 1 und 2 angegebenen Fällen mit Rücksicht auf die dort 

bezeichneten Angehörigen auch dann verweigert werden, wenn die Ehe oder eingetragene 

Partnerschaft, welche die Angehörigkeit begründet, nicht mehr besteht. 

[…] 

Glaubhaftmachung der Gründe für die Aussageverweigerung 

§ 45. (1) Eine Auskunftsperson, welche die Aussage verweigern will, hat die Gründe der 

Verweigerung bei der zu ihrer Befragung bestimmten Sitzung oder in ihrer schriftlichen 

Äußerung gemäß § 31 anzugeben und, falls dies ein Mitglied des Untersuchungsausschusses 

oder der Vorsitzende verlangt, glaubhaft zu machen. 

(2) Der Vorsitzende entscheidet nach Beratung mit dem Verfahrensrichter über die 

Rechtmäßigkeit der Verweigerung. Kommt er zur Auffassung, dass die Verweigerung der 

Aussage nicht gerechtfertigt ist, kann er bei fortgesetzter Verweigerung beim 

Bundesverwaltungsgericht die Verhängung einer Beugestrafe gemäß § 55 beantragen. Der 

Antrag ist zu begründen. 

Vertrauensperson 

§ 46. (1) Jede Auskunftsperson kann bei ihrer Befragung vor dem Untersuchungsausschuss 

eine Vertrauensperson beiziehen. 

(2) Der Verfahrensrichter hat die Vertrauensperson über die strafrechtlichen Folgen einer 

falschen Beweisaussage der Auskunftsperson zu belehren. Diese Belehrung ist im Amtlichen 

Protokoll festzuhalten. 

(3) Aufgabe der Vertrauensperson ist die Beratung der Auskunftsperson. Die 

Vertrauensperson darf keine Erklärungen vor dem Untersuchungsausschuss abgeben oder an 

Stelle der Auskunftsperson antworten. Sie kann sich bei Verletzungen der Verfahrensordnung 

oder Eingriffen in die Grund- oder Persönlichkeitsrechte der Auskunftsperson unmittelbar an 

den Verfahrensrichter oder den Verfahrensanwalt wenden. 

(4) Als Vertrauensperson kann ausgeschlossen werden, 
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1. wer voraussichtlich als Auskunftsperson im Verfahren vor dem Untersuchungsausschuss 

geladen wird, 

2. wer die Auskunftsperson bei der Ablegung einer freien und vollständigen Aussage 

beeinflussen könnte, 

3. wer gegen die Bestimmungen des Abs. 3 verstößt. 

Die Auskunftsperson hat im Fall des Ausschlusses das Recht, die Befragung in Anwesenheit 

einer anderen Vertrauensperson fortzusetzen. Der Vorsitzende bestimmt den Zeitpunkt der 

Fortsetzung der Befragung. 

(5) Der Vertrauensperson gebührt Kostenersatz gemäß § 59 Abs. 2. 

Beweis durch Sachverständige 

§ 47. Ist für die Aufnahme eines Beweises ein Sachverständiger notwendig, so kann der 

Untersuchungsausschuss diesen bestellen. Dabei soll, sofern nicht besondere Umstände etwas 

anderes notwendig machen, vor allem auf die für Gutachten der erforderlichen Art öffentlich 

bestellten Sachverständigen Bedacht genommen werden. 

Bestellung zum Sachverständigen 

§ 48. (1) Der Bestellung zum Sachverständigen hat Folge zu leisten, wer zur Erstattung von 

Gutachten der erforderlichen Art öffentlich bestellt ist oder wer die Wissenschaft, die Kunst 

oder das Gewerbe, deren Kenntnis Voraussetzung der geforderten Begutachtung ist, 

öffentlich als Erwerb ausübt oder zu deren Ausübung öffentlich angestellt oder ermächtigt ist. 

(2) Aus denselben Gründen, welche Auskunftspersonen zur Verweigerung der Aussage 

berechtigen, kann die Enthebung von der Bestellung als Sachverständiger begehrt werden. § 

45 ist sinngemäß anzuwenden. 

(3) Dem Sachverständigen gebührt für seine Tätigkeit eine Vergütung gemäß § 61. 

Einsichtnahme in Akten und Unterlagen durch Sachverständige 

§ 49. Ein Sachverständiger kann in die für die Erfüllung seines Auftrags erforderlichen Akten 

und Unterlagen, die dem Untersuchungsausschuss vorliegen, Einsicht nehmen. Er kann dem 

Untersuchungsausschuss Vorschläge für ergänzende Beweisanforderungen gemäß § 25 und 

die Ladung von Auskunftspersonen gemäß § 28 vorlegen. 

[…] 

 

Beugemittel 
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§ 55. (1) Als Beugestrafe wegen Nichtbefolgung einer Ladung als Auskunftsperson kommt 

eine Geldstrafe in der Höhe von 500 Euro bis 5 000 Euro, im Wiederholungsfall in der Höhe 

von 2 000 Euro bis 10 000 Euro in Betracht. 

(2) Als Beugestrafe wegen ungerechtfertigter Verweigerung der Aussage kommt eine 

Geldstrafe bis zu 1 000 Euro in Betracht 

[…] 

Zuständigkeit und Verfahren des Bundesverwaltungsgerichts 

§ 56. (1) In den Fällen der §§ 36 Abs. 1 und 4 und 45 Abs. 2 entscheidet das 

Bundesverwaltungsgericht durch Senat. 

(2) In den Fällen der §§ 36 Abs. 1 und 45 Abs. 2 hat das Bundesverwaltungsgericht binnen 

vierzehn Tagen zu entscheiden. 

(3) Jeder Beschluss gemäß Abs. 1 hat eine Belehrung über die Möglichkeit der Erhebung 

einer Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und einer ordentlichen oder 

außerordentlichen Revision beim Verwaltungsgerichtshof zu enthalten. Das 

Bundesverwaltungsgericht hat ferner hinzuweisen: 

1. auf die bei der Einbringung einer solchen Beschwerde bzw. Revision einzuhaltenden 

Fristen; 

2. auf die gesetzlichen Erfordernisse der Einbringung einer solchen Beschwerde bzw. 

Revision durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt; 

3.auf die für eine solche Beschwerde bzw. Revision zu entrichtenden Eingabengebühren. 

(4) Für die Bemessung der Beugestrafe gemäß § 55 hat das Bundesverwaltungsgericht § 19 

Verwaltungsstrafgesetz 1991, BGBl. Nr. 52, sinngemäß anzuwenden. 

[…] 

Kostenersatz für Auskunftspersonen und Vertrauenspersonen 

§ 59. (1) Einer Auskunftsperson, die zum Zweck der Befragung von ihrem Wohn- bzw. 

Dienstort an den Sitz des Nationalrates reisen muss, gebührt ein Ersatz der notwendigen 

Kosten. Die Parlamentsdirektion hat bei Nachweis solcher Kosten diese nach Genehmigung 

durch den Präsidenten zu ersetzen. Die für Bundesbedienstete geltenden 

Reisegebührenvorschriften sind sinngemäß anzuwenden. Gegen entsprechenden Nachweis ist 

der Auskunftsperson auch der entgangene Verdienst zu ersetzen. 

(2) Einer Vertrauensperson, die eine Auskunftsperson gemäß § 46 begleitet, und zu diesem 

Zweck von ihrem Wohn- bzw. Dienstort an den Sitz des Nationalrates reisen muss, gebührt 

ein Ersatz der Kosten. Die Parlamentsdirektion hat bei Nachweis solcher Kosten diese nach 
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Genehmigung durch den Präsidenten zu ersetzen. Die für Bundesbedienstete geltenden 

Reisegebührenvorschriften sind sinngemäß anzuwenden. 

(3) Sofern sich eine Auskunftsperson von einer Vertrauensperson begleiten lässt, kann sie den 

Ersatz der durch die Beratung entstandenen Kosten beantragen. Der Antrag hat eine 

Darlegung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie Angaben zum Bedarf einer 

finanziellen Unterstützung zu enthalten und ist spätestens bis zum Beginn der Befragung zu 

stellen. Ein Kostenverzeichnis ist nach Beendigung der Befragung unverzüglich 

nachzureichen. 

(4) Über den Antrag gemäß Abs. 3 entscheidet der Vorsitzende nach Vorlage der 

erforderlichen Unterlagen und nach Beratung mit dem Verfahrensrichter ohne unnötigen 

Aufschub. Der Auskunftsperson sind die angemessenen Kosten für die Beratung unter 

Berücksichtigung der finanziellen Verhältnisse der Auskunftsperson zu ersetzen, höchstens 

aber jener Betrag, den der Verfahrensanwalt gemäß § 60 Abs. 1 für die Dauer der Befragung 

dieser Auskunftsperson erhält. 

Kostenersatz für Verfahrensrichter, Verfahrensanwalt und Ermittlungsbeauftragte 

§ 60. (1) Dem Verfahrensrichter und dem Verfahrensanwalt, deren Stellvertretern sowie dem 

Ermittlungsbeauftragten gebührt als Entschädigung für die Erfüllung ihrer Aufgaben für jede 

begonnene Stunde ein Zehntel der Entschädigung eines Ersatzmitgliedes des 

Verfassungsgerichtshofes für einen Sitzungstag (§ 4 Abs. 3 VfGG). Für die Vergütung ihrer 

Reisekosten gelten die für Bundesbedienstete geltenden Reisegebührenvorschriften 

sinngemäß. Für die Bemessung der Vergütung ist der Präsident zuständig. 

(2) Der Präsident hat dem Verfahrensrichter und dem Verfahrensanwalt, deren 

Stellvertretern sowie dem Ermittlungsbeauftragten die zur Bewältigung ihrer administrativen 

Tätigkeiten notwendigen Sach- und Personalressourcen zur Verfügung zu stellen. Das zur 

Verfügung gestellte Personal ist bei Tätigkeiten im Auftrag des Verfahrensrichters, des 

Verfahrensanwalts oder deren Stellvertreter sowie des Ermittlungsbeauftragten 

ausschließlich an deren Weisungen gebunden. 

Kostenersatz für Sachverständige 

§ 61. (1) Sachverständigen, die zur mündlichen Äußerung vor den Untersuchungsausschuss 

geladen wurden und zu diesem Zweck von ihrem Wohn- bzw. Dienstort an den Sitz des 

Nationalrates reisen müssen, gebührt ein Ersatz der notwendigen Kosten. Die 

Parlamentsdirektion hat bei Nachweis solcher Kosten diese nach Genehmigung durch den 

Präsidenten zu ersetzen. Die für Bundesbedienstete geltenden Reisegebührenvorschriften sind 

sinngemäß anzuwenden. 

(2) Sachverständigen gebührt für die Erstellung von schriftlichen Gutachten eine 

angemessene Entschädigung. Darüber entscheidet der Präsident.“ 
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3.4. Die Gesetzesmaterialen halten zu den zitierten Bestimmungen fest (vgl. 719/A BlgNR 

XXV. GP): 

„[…] 

Zu §§ 5 und 6: In Ausführung von Art. 53 Abs. 5 B-VG sieht die Verfahrensordnung vor, dass 

der Präsident des Nationalrates Vorsitzender eines Untersuchungsausschusses ist. ‚Eines‘ ist 

dabei ein unbestimmtes Zahlwort.  

Mit dieser Regelung soll eine unabhängige, sachliche und objektive Verfahrensleitung 

gewährleistet werden. Es wird auch klargestellt, welche Aufgaben der Präsident an den 2. 

und 3. Präsidenten übertragen können soll. Eine solche Aufgabenübertragung ist 

ausschließlich im Zusammenhang mit dem Untersuchungsausschuss möglich. Die 

Präsidenten sollen sich in der Sitzungsleitung abwechseln können. Sie sind in der Gestaltung 

der Abwechslung frei. Zur Vorsorge für den Fall, dass die Präsidenten die Sitzungsleitung 

nicht wahrnehmen können, ermöglicht § 5 Abs. 3 die Benennung von Stellvertretern. Dies soll 

bei gleichzeitig tagenden Untersuchungsausschüssen für jeden Untersuchungsausschuss 

möglich sein. Die Stellvertreter dürfen dem Untersuchungsausschuss nicht als Mitglied 

angehören. 

Die Regelungen über die Verhinderung der Präsidenten bleiben unberührt. Ausschlaggebend 

für die Vertretung des Präsidenten in Angelegenheiten des Untersuchungsausschusses sind 

die Vereinbarungen, die die Präsidenten untereinander treffen. 

§ 5 Abs. 5 bestimmt die Vorgangsweise bei Entscheidungen des Vorsitzenden nach dieser 

Verfahrensordnung. Demnach soll er sich vor allen Entscheidungen in Verfahrensfragen: 

1. mit dem Verfahrensrichter beraten und dessen Rechtsmeinung in der Entscheidung 

gebührend berücksichtigen, 

2. in allen Verfahrensfragen versuchen, das Einvernehmen mit den Fraktionen herzustellen.  

In den entscheidenden Verfahrensfragen soll also eine konsensuale Vorgangsweise versucht 

werden. 

Sämtliche Bestimmungen dieser Verfahrensordnung, die auf die Beratung des Vorsitzenden 

mit dem Verfahrensrichter abstellen, sollen unter Bezugnahme auf § 5 Abs. 5 ausgelegt 

werden. § 6 fasst die Kompetenzen und Aufgaben des Vorsitzenden zusammen. Er schafft 

auch die Grundlage für eine objektive Information der Öffentlichkeit durch den Vorsitzenden. 

Zu § 7: Der Vorsitzende wird im Untersuchungsausschuss durch einen Verfahrensrichter und 

einen Verfahrensanwalt unterstützt. Dafür hat der Präsident eine ständige Liste von Personen 

zu führen, die für diese Aufgabe in Frage kommen. Die Liste ist in der Präsidiale zu beraten, 

und der Präsident soll sich um eine konsensuale Vorgangsweise in der Präsidiale bemühen. 
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Für den Fall der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses hat der Präsident nach 

Beratung in der Präsidialkonferenz dem Geschäftsordnungsausschuss einen Vorschlag für die 

Wahl des Verfahrensrichters und des Verfahrensanwalts samt Stellvertretern zu erstatten. Der 

Verfahrensrichter und sein Stellvertreter sollen auch abgewählt werden können. Ein solcher 

Vorschlag kann allerdings nur vom Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses, also dem 

Präsidenten eingebracht werden. Sofern eine Neuwahl erforderlich ist, sind die 

Bestimmungen in § 3 Abs. 5 sinngemäß anzuwenden. Da allerdings keine Sitzung des 

Nationalrates folgt, ist die Veröffentlichung des Wahlergebnisses durch ein Kommuniqué 

sicherzustellen. 

Zu §§ 8 und 9: Hier werden die persönlichen Voraussetzungen, Kompetenzen und Aufgaben 

des Verfahrensrichters und seines Stellvertreters geregelt. Der Stellvertreter vertritt den 

Verfahrensrichter im Verhinderungsfall. Beide können bei allen Sitzungen des 

Untersuchungsausschusses anwesend sein, damit ein ausreichendes Maß an Kontinuität in 

der Amtsführung gewährleistet ist. Es nimmt aber nur der Verfahrensrichter – bzw. im Fall 

seiner Verhinderung sein Stellvertreter – mit beratender Stimme an den Sitzungen teil. 

Im Interesse eines fairen Verfahrens und einer angemessenen Behandlung der 

Auskunftspersonen muss sich der Verfahrensrichter jederzeit - auch während ein Redner am 

Wort ist – an den Vorsitzenden wenden können. Er unterstützt den Vorsitzenden in der 

gesamten Verfahrensführung und nimmt insbesondere die Erstbefragung von 

Auskunftspersonen wahr. Aufgrund seiner beruflichen Erfahrung soll er auch die 

Vorbereitung des Ausschussberichts und der darin enthaltenen Darstellung der 

Beweisaufnahmen gewährleisten. 

Zu §§ 10 und 11: Hier werden die persönlichen Voraussetzungen, Kompetenzen und 

Aufgaben des Verfahrensanwalts und seines Stellvertreters geregelt. Die Bestimmungen über 

den Verfahrensanwalt entsprechen weitgehend den bisherigen Regelungen und wurden 

aufgrund der Erfahrungen in den letzten Untersuchungsausschüssen angepasst. Im Interesse 

eines fairen Verfahrens und einer angemessenen Behandlung der Auskunftspersonen muss 

sich der Verfahrensanwalt jederzeit, also auch während ein Redner am Wort ist, an den 

Verfahrensrichter oder den Vorsitzenden wenden können. Dadurch soll ein unmittelbares 

Eingreifen des Vorsitzenden – auch durch Unterbrechung eines Redners – gewährleistet 

werden. Auskunftspersonen müssen Gelegenheit haben, sich auch schon vorab an den 

Verfahrensanwalt wenden zu können. Um eine vertrauliche Beratung mit ihm gewährleisten 

zu können, wird auch eine Verschwiegenheitspflicht eingeführt. Diese wird auch besonders in 

der StPO geregelt (siehe den gleichzeitig in Verhandlung stehenden Antrag). 

Zu § 12: Diese Bestimmung regelt den Umgang mit Verfahrensfragen. Grundsätzlich sind 

diese sofort zu klären und vom Vorsitzenden zu entscheiden. Debatten darüber sollen aber 

nicht während einer Befragung von Auskunftspersonen oder Sachverständigen stattfinden. 
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Wenn der Vorsitzende den Hinweisen bzw. Anregungen des Verfahrensrichters oder des 

Verfahrensanwalts (die auch in medienöffentlicher Sitzung erfolgen können) nicht Rechnung 

trägt, kann jedes Mitglied des Untersuchungsausschusses eine Beratung darüber verlangen. 

Diese hat jedenfalls in vertraulicher Sitzung stattzufinden. Wenn z. B. eine Befragung in 

geheimer Sitzung erfolgt, muss auch die Klärung der Verfahrensfrage in geheimer Sitzung 

erfolgen. Die Auskunftsperson und deren Vertrauensperson sind demnach bei der Klärung 

von Verfahrensfragen nicht anwesend. 

Die Beratung soll der Klärung der Verfahrensfragen dienen. Entsprechend den allgemeinen 

Bestimmungen soll sich der Vorsitzende um Einvernehmen mit den Fraktionen bemühen. Es 

ist dem Vorsitzenden aber unbenommen, seine Entscheidung beizubehalten oder zu ändern. 

Nach der Beratung gibt der Vorsitzende seine Entscheidung am Beginn der Fortsetzung der 

Verhandlungen bekannt. Er soll dabei auch die Gründe für die getroffene Entscheidung kurz 

darlegen. Wenn es sich bei den Verhandlungen um die Befragung einer Auskunftsperson oder 

eines Sachverständigen handelt, dann erfolgt die Bekanntgabe zu Beginn der fortgesetzten 

Befragung. 

[…] 

Zu § 16: Mit dieser Regelung soll die Erstellung eines verbindlichen Arbeitsplans 

gewährleistet werden. Es wird auch festgelegt, dass der Untersuchungsausschuss möglichst 

vier Mal pro Monat tagen soll. Bei der Erstellung des Arbeitsplans ist insbesondere auf die 

Fristen zur Berichterstattung gemäß §§ 51 und 53 Bedacht zu nehmen. 

Zu §§ 17 und 18: Anhörungen von Auskunftspersonen und Sachverständigen sind 

medienöffentlich. Mit „Öffentlichkeit“ ist mit Ausnahme von der Verwendung des Begriffs in 

§ 6 Abs. 1 immer Medienöffentlichkeit gemeint. 

Wie bisher soll sich der Präsident bei der Zuweisung der räumlichen Möglichkeiten für 

Medienvertreter der Vereinigung der Parlamentsredakteure oder anderer beruflicher 

Interessenvertretungen von Journalisten bedienen können. Eine gesetzliche Regelung ist dafür 

nicht erforderlich. 

Mit der Übertragung von Ton- und Bildaufnahmen innerhalb der Parlamentsgebäude soll 

neben der Protokollierung dafür Vorsorge getroffen werden, dass ein besonderer 

Arbeitsraum für Medienvertreter eingerichtet wird. Dort soll es möglich sein, die 

medienöffentliche Befragung von Auskunftspersonen im Untersuchungsausschuss 

mitzuverfolgen und gleichzeitig über entsprechende Arbeitsmöglichkeiten (z. B. Schreibtische 

und ausreichende Strom- und Internetanschlüsse) zu verfügen.  

Die Bestimmungen über den Ausschluss der Öffentlichkeit wurden an vergleichbare 

Bestimmungen im gerichtlichen Verfahren angepasst. Daher kommt jetzt auch der 

Auskunftsperson das Recht zu, den Ausschluss der Medienöffentlichkeit zu beantragen. Der 



- 35 - 

 

Verfahrensrichter soll ebenfalls unter Angabe eines gesetzlichen Grundes jederzeit den 

Ausschluss der Medienöffentlichkeit beantragen können. Darüber hinaus kann der 

Vorsitzende die vertrauliche Befragung von Auskunftspersonen auch aus eigenem anordnen. 

Der Ausschluss der Öffentlichkeit wird insbesondere dann zu erfolgen haben, wenn es sich um 

die Befragung von Staatsanwälten zu laufenden Verfahren handelt oder wenn es dazu 

entsprechende Vereinbarungen in Hinblick auf die laufende Tätigkeit der 

Strafverfolgungsbehörden (§ 58) gibt. Weiters wird die Öffentlichkeit bei der Befragung von 

öffentlich Bediensteten ausgeschlossen, wenn deren Dienstbehörde dies verlangt. Weiters 

wird die Öffentlichkeit bei Vorliegen besonderer Gründe bei der Befragung von Personen, die 

nicht im öffentlichen Leben stehen, auszuschließen sein. Das kann insbesondere dann der Fall 

sein, wenn Assistenzkräfte einer Behörde befragt werden. 

Im Fall des Ausschlusses der Öffentlichkeit hat der Vorsitzende Vorsorge dafür zu treffen, 

dass die Befragung der Auskunftsperson in vertraulicher oder geheimer Sitzung gemäß § 37a 

GOG stattfinden kann. 

Bei der Befragung von öffentlich Bediensteten ist die Mitteilung der Dienstbehörde gemäß § 

35 maßgeblich dafür, ob diese in medienöffentlicher Sitzung oder in Teilen bzw. zur Gänze in 

vertraulicher oder geheimer Sitzung stattzufinden hat. Der Vorsitzende hat entsprechend 

Vorsorge dafür zu treffen, dass die Befragung unter den jeweiligen Vorgaben stattfinden 

kann. Sofern der Untersuchungsausschuss das Erfordernis einer vertraulichen oder geheimen 

Befragung bestreitet, kann er dies im Wege einer neuerlichen Ladung geltend machen. Er ist 

aber an die Entscheidung der Dienstbehörde gebunden. 

Beratungen des Untersuchungsausschusses sind weiterhin grundsätzlich vertraulich. 

[…] 

Zu § 20: Mit dieser Regelung soll die bisherige Praxis der Untersuchungsausschüsse eine 

ausdrückliche gesetzliche Grundlage erhalten. In Anlehnung an die Regelungen in der StPO 

(§ 54 und § 74) wird eine datenschutzrechtliche Bestimmung aufgenommen. 

[…] 

Zu § 22: Mit dieser Bestimmung wird festgelegt, wie der Untersuchungsausschuss Beweise 

erhebt. Die Beweismittel entsprechen der bisherigen Rechtslage. Als Beweismittel kommen in 

der Regel der Urkundenbeweis (Vorlage von Akten und Unterlagen) und die Befragung von 

Auskunftspersonen in Frage sowie der Augenschein in Frage. Die Durchführung von 

Hausdurchsuchungen und die Beschlagnahme von Gegenständen ist unzulässig. Verboten 

sind insbesondere Beweismittel, die als Folge von Straftaten gemäß dem 5. Abschnitt des 

Strafgesetzbuches erlangt worden sind. In Anbetracht der Beendigung des 

Untersuchungsausschusses und der Fristen für die Berichtserstellung hat der Vorsitzende 

nunmehr eine ausdrückliche Feststellung über die Beendigung der Beweisaufnahme zu 
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treffen, wobei der Vorsitzende keine Verkürzung der Fristen wie in den zitierten Paragraphen 

vornehmen darf. Dies dient der Information und der Rechtssicherheit. 

[…] 

Zu § 28 und 29: Der Untersuchungsausschuss kann Auskunftspersonen jederzeit mit 

Beschluss laden. Der Antrag hat die Auskunftsperson und das Thema der Befragung zu 

benennen. Das schließt genaue Angaben zu Namen und Adresse, bei öffentlich Bediensteten 

auch zum Dienstort ein. Damit soll gegebenenfalls auch eine umgehende Verständigung der 

vorgesetzten Dienstbehörde ermöglicht werden. Der Antrag kann weiters einen Vorschlag für 

den Zeitpunkt der Befragung erhalten. Dieser dient zur Orientierung für den Vorsitzenden bei 

der Ausfertigung der Ladung. Der Antrag ist zu begründen. 

Ein Viertel der Mitglieder kann in einer Sitzung die Ladung von Auskunftspersonen schriftlich 

verlangen. Dafür sieht § 29 Abs. 2 aber insofern eine Beschränkung vor, als dieselbe Person 

nur zwei Mal während der Dauer eines Untersuchungsausschusses aufgrund eines 

Verlangens geladen und befragt werden kann. Wenn zwar eine Ladung ergangen ist, aber 

keine Befragung im Untersuchungsausschuss stattgefunden hat, wird diese Ladung nicht auf 

die Beschränkung angerechnet. Die Ladung derselben Person mit Mehrheitsbeschluss kann 

unbeschränkt erfolgen. 

Für ein Verlangen auf Ladung gilt weiters, dass dieses vom Vorsitzenden zu verteilen und zur 

schriftlichen Unterstützung aufzulegen ist. Sofern das Verlangen bis zum Ende der Sitzung 

von mehr als der Hälfte der Mitglieder unterstützt wird, ist es nicht auf die Beschränkung 

gemäß Abs. 2 anzurechnen. Auch Ersatzmitglieder oder umgemeldete Abgeordnete können 

ein solches Verlangen unterstützen, wobei die Anzahl der Abgeordneten, die ein Verlangen 

unterstützt nie größer sein kann, als die Zahl der gewählten Mitglieder eines Klubs. 

Ein Verlangen auf Ladung von Auskunftspersonen wird – ebenso wie Verlangen betreffend 

ergänzende Beweisbeschlüsse – jedoch nur wirksam, wenn die Mehrheit der Mitglieder den 

sachlichen Zusammenhang des Verlangens mit dem Untersuchungsgegenstand nicht in 

derselben Sitzung bestreitet. In diesem Fall hat das verlangende Viertel das Recht, den 

Verfassungsgerichtshof zur Entscheidung anzurufen.  

Zu §§ 30 bis 32: Um eine gewisse Flexibilität bei der Ladung von Auskunftspersonen zu 

ermöglichen (z. B. Berücksichtigung anderer Termine von Auskunftspersonen), soll der 

Vorsitzende nach Beratung mit dem Verfahrensrichter den genauen Zeitpunkt festlegen 

können. Dies soll unter Information der Fraktionen passieren, nach Möglichkeit ist eine 

einvernehmliche Vorgangsweise zu finden. Die Festlegung des Befragungszeitpunkts soll 

weiters im Interesse der Zweckmäßigkeit der Befragung liegen. Dies bezieht sich 

insbesondere auf eine effiziente Ermittlung der materiellen Wahrheit durch den 

Untersuchungsausschuss (z. B. durch die Abfolge der Befragung bestimmter 
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Auskunftspersonen, die Berücksichtigung der vorliegenden Akten und Unterlagen oder die 

thematische Gliederung der Untersuchungen). 

Aufgrund der Rechtsfolgen, die mit einer Ladung verbunden sind, soll nunmehr auch die 

Zustellung von Ladungen eindeutig geregelt werden. Das Zustellgesetz ist für den Nationalrat 

nicht anwendbar. Die erstmalige Ladung kann wie im gerichtlichen Verfahren ohne 

Zustellnachweis erfolgen. Eine Ladung per E-Mail ist also zulässig. Sofern eine Ladung ohne 

Zustellnachweis erfolgt ist, ist die Anordnung von Zwangsmaßnahmen oder das Ersuchen um 

Verhängung einer Beugestrafe nicht möglich. Die Bestimmung stellt aber sicher, dass in 

besonderen Fällen schon bei der ersten Ladung mit Zustellnachweis geladen werden kann. 

Der Vorsitzende hat Ladungen ohne unnötigen Aufschub auszufertigen. Die Einladung zur 

schriftlichen Äußerung gemäß § 31 ist ein Recht, dass dem Untersuchungsausschuss 

zusätzlich zur Ladung von Auskunftspersonen zusteht. Es steht in keiner Konkurrenz zur 

Ladung von Auskunftspersonen. 

Zu § 33: In dieser Bestimmung werden im Sinne der Rechtssicherheit und -klarheit alle 

Rechte und Pflichten der Auskunftsperson zusammenfassend dargestellt, und es wird auf die 

entsprechenden Ausführungen im Gesetz verwiesen. 

Darüberhinaus wird es in der Praxis der Untersuchungsausschüsse notwendig sein, 

organisatorische Maßnahmen zu treffen, die einen unbehelligten Zu- und Abgang aller 

Auskunftspersonen und Vertrauenspersonen zum Ausschusslokal ermöglichen. Ebenso wird 

dafür Vorsorge zu treffen sein, dass dabei das Recht der Auskunftsperson und der 

Vertrauensperson am eigenen Bild gewahrt bleibt. 

Zu § 34: Diese Bestimmungen entsprechen der bisherigen Rechtslage. 

[…] 

Zu § 36: Diese Bestimmungen entsprechen der bisherigen Rechtslage mit der Maßgabe, dass 

die Verhängung von Beugestrafen nunmehr beim Bundesverwaltungsgericht zu beantragen 

ist. Im Unterschied zur bisherigen Rechtslage und der damit verbundenen Problematik des 

fehlenden Rechtsschutzes gegen eine Vorführung wird nun auch eine ausdrückliche 

Beschwerdemöglichkeit an das Bundesverwaltungsgericht vorgesehen. Eine aufschiebende 

Wirkung besteht nicht. 

Zu §§ 37 bis 39: Die Bestimmungen regeln die Befragung von Auskunftspersonen und fassen 

diese übersichtlich zusammen. Neu ist die Festlegung einer maximalen Befragungszeit und 

die Durchführung der Erstbefragung durch den Verfahrensrichter. Um den Schutz 

persönlicher Daten zu gewährleisten, wird weiters auch vorgesehen, dass der 

Verfahrensrichter die Personaldaten der Auskunftsperson nur prüfen, aber nicht öffentlich 

bekanntgeben soll. 



- 38 - 

 

Die Auskunftsperson soll gemäß § 39 nun auch schriftliche Beweismittel und Stellungnahmen 

vorlegen können. In Anpassung an die bestehende Strafbarkeit von Falschaussagen soll auch 

eine korrespondierende Bestimmung betreffend Vorlage gefälschter Beweismittel durch 

Auskunftspersonen im Untersuchungsausschuss in § 293 StGB geschaffen werden. 

Zu § 40: Die Regelung entspricht im Wesentlichen der bisherigen Rechtslage. Weiterhin ist 

die Vereinbarung von Redeordnungen für die Befragung von Auskunftspersonen im Konsens 

möglich. Nach der bisherigen Praxis von Untersuchungsausschüssen ist es üblich, dass die 

Redezeit auf alle Fraktionen gleichmäßig verteilt wird. Die Reihenfolge der Befragung ist in 

Abwechslung der Fraktionen erfolgt. Für den Fall dass keine Einigung erzielt werden kann, 

kommen die allgemeinen Regelungen für das Ausschussverfahren im Nationalrat zur 

Anwendung. Hingewiesen wird darauf, dass eine Beschränkung der Redezeit gemäß § 41 Abs. 

6 GOG nur mit qualifizierter Mehrheit im Ausschuss erfolgen kann und eine Mindestredezeit 

von 15 Minuten pro Abgeordneten gewahrt bleiben muss. 

Zu § 41: Im Unterschied zur bisherigen Rechtslage soll ausschließlich der Vorsitzende nach 

Beratung mit dem Verfahrensrichter über die Zulässigkeit einer Frage entscheiden. Der 

Vorsitzende hat auch hier gemäß dem in § 5 Abs. 5 festgelegten Prinzip die Rechtsmeinung 

und Verfahrensberatung des Verfahrensrichters gebührend zu berücksichtigen.  Sofern diese 

Entscheidung von einem Viertel der Mitglieder des Ausschusses bestritten wird, können diese 

die parlamentarische Schiedsstelle zur Klärung anrufen. Wenn diese die Frage für zulässig 

erachtet, hat der Vorsitzende die Auskunftsperson zu laden. Ein neuerlicher Beschluss des 

Ausschusses bzw. ein Verlangen eines Viertels ist dafür nicht erforderlich. 

[…] 

Zu §§ 43 bis 45: Die Bestimmungen entsprechen der geltenden Rechtslage mit der Maßgabe, 

dass bei den Aussageverweigerungsgründen auch der Quellenschutz im Sinne von Art. 52a 

Abs. 2 B-VG geltend gemacht werden kann, und dass die Verhängung einer Beugestrafe beim 

Bundesverwaltungsgericht zu beantragen ist. 

Zu § 46: Diese Bestimmung entspricht weitgehend der bisherigen Rechtslage mit der 

Maßgabe, dass nunmehr auch Vertrauenspersonen den Ersatz ihrer Reisekosten beantragen 

können sollen, und dass eine Auskunftsperson das ausdrückliche Recht hat, bei Ablehnung der 

Vertrauensperson die Befragung zu einem späteren Zeitpunkt unter Beiziehung einer neuen 

Vertrauensperson fortzusetzen. 

Zu §§ 47 bis 49: Diese Regelungen entsprechen der geltenden Rechtslage. Bei den 

Formulierungen wurde darauf Bedacht genommen, dass der Sachverständigenbegriff auch 

Dolmetscher umfassen kann. 

[…] 
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Zu § 55: Mit dieser Regelung sollen eigenständige Beugemaßnahmen in der 

Verfahrensordnung vorgesehen werden. Angesichts der besonderen Bedeutung des 

Untersuchungsausschussverfahrens sollen entsprechende Geldstrafen verhängt werden 

können. Dafür ist jeweils ein Antrag des Ausschusses an das Bundesverwaltungsgericht 

erforderlich, das in einem besonderen Verfahren (§ 56) entscheidet. Der 

Untersuchungsausschuss kann mit Ausnahme der Anordnung einer Vorführung einer 

Auskunftsperson keine Zwangsmittel verhängen. 

Zu § 56: Aufgrund der engen Verknüpfung zwischen dem Verfahren vor dem 

Bundesverwaltungsgericht betreffend Beugemaßnahmen und dem Rechtsschutz gegen die 

Vorführung von Auskunftspersonen sollen die Verfahrensregeln auf Grundlage von Art. 136 

Abs. 3a iVm Art. 130 Abs. 1a B-VG in der Verfahrensordnung geregelt werden. 

[…] 

Zu §§ 59 bis 61: Mit diesen Bestimmungen werden Regelungen betreffend den Kostenersatz 

im Untersuchungsausschuss getroffen. Jene betreffend Auskunftspersonen entsprechen 

weitgehend der bisherigen Rechtslage.  

Neu ist, dass eine Auskunftsperson einen außerordentlichen Kostenersatz für die Begleitung 

durch eine Vertrauensperson geltend machen kann. Das wird insbesondere in jenen Fällen 

Bedeutung haben, in denen eine Auskunftsperson von einem Rechtsanwalt begleitet wird. Zur 

Geltendmachung eines solchen Kostenersatzes ist - vergleichbar den Bestimmungen über die 

Verfahrenshilfe im ordentlichen Gerichtsverfahren - über die Einkommens- und 

Vermögenssituation zu informieren und es sind Angaben zum Bedarf einer finanziellen 

Unterstützung erforderlich. Bei der Zuerkennung der angemessenen Kosten soll insbesondere 

berücksichtigt werden, dass die Auskunftsperson im Untersuchungsausschussverfahren nicht 

Partei wie im Zivilprozess ist. Dementsprechend soll für die Zuerkennung des 

außerordentlichen Kostenersatzes ein weniger strenger Maßstab in Hinblick auf die 

Einkommens- und Vermögenssituation der Auskunftsperson als im Zivilprozess angelegt 

werden. 

Die Auskunftsperson kann im Unterschied zur Verfahrenshilfe frei entscheiden, von wem sie 

sich begleiten lassen möchte. Sie hat nach der Beendigung der Befragung ein 

Kostenverzeichnis vorzulegen. Über den Antrag entscheidet der Vorsitzende nach Beratung 

mit dem Verfahrensrichter. Der Kostenersatz ist gedeckelt. 

Im Unterschied zur bisherigen Rechtslage sollen auch Vertrauenspersonen Reisekosten 

ersetzt bekommen. 

Ebenfalls neu ist eine gesetzliche Regelung betreffend eine Entschädigung des 

Verfahrensrichters bzw. des Verfahrensanwalts und ihrer Stellvertreter sowie des 
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Ermittlungsbeauftragten. Diese entspricht den Regelungen über die Entschädigung der 

Rechtsschutzbeauftragten nach der StPO und dem SPG. 

Die Bestimmung betreffend Kostenersatz von Sachverständigen entspricht weitgehend der 

bisherigen Regelung. 

[…]“ 

 

3.5. § 8 der Rechtsanwaltsordnung, RGBl. 96/1868 idF BGBl. I 68/2008, lautet auszugsweise: 

 

„§ 8. (1) Das Vertretungsrecht eines Rechtsanwalts erstreckt sich auf alle Gerichte und 

Behörden der Republik Österreich und umfaßt die Befugnis zur berufsmäßigen 

Parteienvertretung in allen gerichtlichen und außergerichtlichen, in allen öffentlichen und 

privaten Angelegenheiten. […]“ 

 

3.6. Antrag auf Verhängung der Beugestrafe: 

 

Gemäß § 36 Abs. 1 VO-UA kann der Untersuchungsausschuss beim 

Bundesverwaltungsgericht die Verhängung einer Beugestrafe gemäß § 55 leg cit beantragen, 

„wenn eine Auskunftsperson der ihr gemäß § 32 Abs. 2 zu eigenen Handen zugestellten 

Ladung ohne genügende Entschuldigung nicht Folge leistet.“ Ein solcher Antrag auf 

Verhängung einer Beugestrafe ist gemäß § 36 Abs. 1 letzter Satz VO-UA zu begründen. 

 

Gemäß § 32 Abs. 2 VO-UA kann die erstmalige Ladung ohne Zustellnachweis erfolgen; jede 

weitere Ladung ist dem Empfänger zu eigenen Handen zuzustellen. 

 

3.6.1. Voraussetzung eines begründeten Antrags ist also zunächst, dass die Ladung der 

Auskunftsperson iSd §§ 32 Abs. 2 und 36 Abs. 1 VO-UA „zu eigenen Handen“ zugestellt 

wurde. Im vorliegenden Fall wurden beide Ladungen (vom 20.05.2020 wie vom 10.06.2020) 

zu Handen des anwaltlichen Vertreters der Auskunftsperson per RSa-Brief zugestellt, wobei 

die Ladung vom 20.05.2020 diesem bereits zusätzlich zuvor per E-Mail zugegangen ist. 

Gemäß § 8 Abs. 1 erster Satz RAO erstreckt sich das Vertretungsrecht eines Rechtsanwalts 

„auf alle Gerichte und Behörden der Republik Österreich und umfaßt die Befugnis zur 

berufsmäßigen Parteienvertretung in allen gerichtlichen und außergerichtlichen, in allen 

öffentlichen und privaten Angelegenheiten.“ Das so festgelegte – sehr weite – 
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Vertretungsrecht der Rechtsanwälte umfasst als Teil „alle[r] öffentlichen Angelegenheiten“ 

auch die Vertretung einer Auskunftsperson gegenüber dem Untersuchungsausschuss bei der 

rechtserheblichen Zustellung von Ladungen zu Handen des Rechtsanwalts.  

An der ausreichenden Vollmacht des Rechtsanwalts der Antragsgegnerin bei Zustellung 

beider Ladungen mit RSa-Briefen zu seinen Handen besteht kein Zweifel.  

 

3.6.2. Gemäß § 30 Abs. 1 VO-UA hat die Ladung den Untersuchungsgegenstand und die 

Themen der Befragung, Ort und Zeit derselben sowie einen Hinweis auf die gesetzlichen 

Bestimmungen über die Rechte und Pflichten von Auskunftspersonen und den Kostenersatz 

sowie allfällige Folgen des Ausbleibens zu enthalten. 

Beide Ladungen (vom 20.05.2020 wie vom 10.06.2020) enthielten sämtliche in § 30 Abs. 1 

VO-UA vorgesehenen Teile. 

 

3.6.3. Gemäß § 36 Abs. 1 letzter Satz VO-UA ist ein Antrag des Untersuchungsausschusses 

auf Verhängung einer Beugestrafe zu begründen. 

 

Der VwGH hat zu den Anforderungen an eine Begründung eines Antrages auf Verhängung 

einer Beugestrafe gemäß § 36 Abs. 1 ausgeführt (siehe VwSlg 19.283 A/2016): 

Zweck der gesetzlichen Vorgabe, wonach der Untersuchungsausschuss seinen Antrag auf 

Verhängung einer Beugestrafe zu begründen hat, kann nur sein, dem BVwG bereits mit der 

Übermittlung des Antrages die wesentlichen Gründe, die den Untersuchungsausschuss zur 

Stellung des Antrages veranlasst haben, mitzuteilen und damit eine (erste) Grundlage für die 

Entscheidung des BVwG zu liefern. […] 

Der gegenständliche Antrag des […] Untersuchungsausschusses […] umfasst nicht nur eine 

chronologische Wiedergabe der Geschehnisse, sondern auch eine Darlegung der 

maßgeblichen Rechtsgrundlagen und eine nähere Begründung, weshalb der 

Untersuchungsausschuss die […] ins Treffen geführte Entschuldigung […] als keine 

genügende Entschuldigung im Sinne des § 36 Abs 1 VO-UA betrachtet.“ 

 

Im Ergebnis stellt der VwGH also keine intensiven Anforderungen an die Begründung von 

Anträgen auf Verhängung einer Beugestrafe gemäß § 36 Abs. 1 VO-UA, sollen diese doch 

„eine (erste) Grundlage für die Entscheidung des BVwG“ liefern. Ein Antrag, der eine 

chronologische Wiedergabe der Geschehnisse, Darlegung der maßgeblichen 
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Rechtsgrundlagen und eine nähere Begründung, weshalb der Untersuchungsausschuss die ins 

Treffen geführte Entschuldigung nicht als genügend erachte, sei zulässig.  

Diesen Anforderungen an seine Begründung wird der hier verfahrenseinleitende Antrag auf 

Verhängung einer Beugestrafe gemäß § 36 Abs. 1 VO-UA insofern gerecht, als er eine 

chronologische Wiedergabe der Geschehnisse und eine Darlegung der maßgeblichen 

Rechtsgrundlagen enthält. Ergänzt wird dies um die Begründung, dass keine genügende 

Entschuldigung vorliege, weil nicht ersichtlich sei, inwieweit die Abwesenheit der 

Auskunftsperson unvermeidlich oder durch einen beachtenswerten Grund ausgelöst gewesen 

sei. Insbesondere liege keine akute Erkrankung der Auskunftsperson vor, die bei 

entsprechender Abwägung ein Nichterscheinen zu rechtfertigen vermöge. Die 

Auskunftsperson habe weiters weder einen anderen Termin angeboten, noch habe sie dem 

Untersuchungsausschuss die Rücksichtnahme auf besondere gesundheitliche Umstände, etwa 

durch eine an den allgemeinen Gesundheitszustand angepasste Gestaltung der Befragung, 

ermöglicht. 

Diese Gestaltung des Antrages – einschließlich der Begründung, weswegen der 

Untersuchungsausschuss die Entschuldigung der Antragsgegnerin als ungenügend ansieht – 

entspricht jenem Begründungsausmaß, das der Verwaltungsgerichtshof an Anträge gemäß § 

36 Abs. 1 VO-UA stellt. 

 

3.6.4. Der Antrag des Untersuchungsausschusses auf Verhängung einer Beugestrafe enthält 

also alle in § 30 Abs. 1 VO-UA geforderten Teile, ist iSd § 36 Abs. 1 begründet und wurde 

der Antragsgegnerin gemäß § 32 Abs. 2 iVm § 36 Abs. 1 VO-UA rechtswirksam zugestellt.  

 

3.7. Zur Beurteilung der „genügenden Entschuldigung“ iSd § 36 Abs. 1 VO-UA: 

 

Die Begründung erweist sich jedoch deswegen als nicht haltbar, weil beim vorliegenden 

Ermittlungsstand des Untersuchungsausschusses zum Gesundheitszustand der 

Antragsgegnerin eine iSd § 36 Abs. 1 VO-UA „genügende Entschuldigung“ für ihr 

Ausbleiben als Auskunftsperson am 15.07.2020 vorliegt: 

 

3.7.1. Voraussetzung eines begründeten Antrages auf Verhängung einer Beugestrafe ist 

gemäß § 36 Abs. 1 VO-UA, dass die Auskunftsperson der Ladung „ohne genügende 

Entschuldigung“ nicht Folge leistet. 
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Der Untersuchungsausschuss begründet den Antrag auf Verhängung einer Beugestrafe   

damit, dass eine genügende Entschuldigung der Antragsgegnerin für ihr Nichterscheinen 

fehle. Denn es sei nicht ersichtlich, inwieweit ihre Abwesenheit unvermeidlich oder durch 

einen beachtenswerten Grund ausgelöst gewesen sei. Insbesondere liege bei ihr keine akute 

Erkrankung vor, die bei entsprechender Abwägung ein Nichterscheinen zu rechtfertigen 

vermöge. Die Antragsgegnerin habe weiters weder einen anderen Termin angeboten, noch 

habe sie dem Untersuchungsausschuss die Rücksichtnahme auf besondere gesundheitliche 

Umstände, etwa durch eine an den allgemeinen Gesundheitszustand angepasste Gestaltung 

der Befragung, ermöglicht. 

 

3.7.2. Die Antragsgegnerin reagierte auf die (erste) Ladung als Auskunftsperson vom 

20.05.2020 für den 05.06.2020 mit einer Terminabsage und der Übersendung einer 

Bestätigung eines in Österreich niedergelassenen Arztes für Allgemeinmedizin vom 

15.05.2020. In dieser Bestätigung wird „ärztlich bestätigt, dass [die Antragsgegnerin]  XXXX  

 

Die Antragsgegnerin reagierte auf die (zweite) Ladung als Auskunftsperson vom 10.06.2020 

für den 15.07.2020 mit einer Terminabsage und der Übersendung einer ärztlichen Bestätigung 

eines in Österreich niedergelassenen Facharztes für Innere Medizin und Kardiologie vom 

30.06.2020. In dieser Bestätigung heißt es: „[Die Antragsgegnerin] steht seit längerer Zeit in 

meiner ambulanten und stationären Behandlung.  XXXX Vor einem Auftreten vor dem 

parlamentarischen Untersuchungsausschuss wird ihr aus medizinischen Gründen dringend 

abgeraten. […]“ 

 

3.7.3. Vorauszuschicken ist, dass die VO-UA den Untersuchungsausschuss zu einer den 

medizinischen Notwendigkeiten einer Auskunftsperson anpassten Gestaltung der Befragung 

nicht nur berechtigt, sondern sogar verpflichtet: Denn in der VO-UA ist der Grundrechts- und 

Persönlichkeitsschutz, wozu auch der Schutz der Gesundheit der Auskunftsperson zählt, 

vielfältig sichergestellt. So hat der Vorsitzende gemäß § 6 Abs. 3 VO-UA auch bei der 

Leitung der Befragung von Auskunftspersonen auf die Wahrung des Grundrechts- und 

Persönlichkeitsschutzes zu achten. Dabei wird er zudem durch den Verfahrensrichter beraten 

und hat dessen Rechtsmeinung gemäß § 5 Abs. 5 VO-UA gebührend zu berücksichtigen. Der 

Verfahrensrichter (wie dessen Stellvertreter) wiederum müssen gemäß § 8 VO-UA zum 

Richter ernannt worden sein und „durch ihre beruflichen Fähigkeiten und Erfahrungen 

Gewähr dafür bieten, dass sie unabhängig von den Fraktionen des 

Untersuchungsausschusses für die Einhaltung der Verfahrensregeln Sorge tragen und ihre 

Position im Interesse des Grundrechts- und Persönlichkeitsschutzes sowohl unmittelbar als 

auch mittelbar vom Verfahren betroffener Personen ausüben.“ Daher ist auch von einer 

hinreichend qualifizierten rechtlichen Einschätzung bei der Anpassung der Modalitäten der 
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Befragung der Auskunftsperson wegen ihres Grundrechts- und Persönlichkeitsschutzes durch 

den Verfahrensrichter auszugehen. Zudem kann der Verfahrensrichter schon vor der 

Befragung auf eine dem Grundrechts- und Persönlichkeitsschutz der Auskunftsperson 

entsprechende terminliche Planung hinwirken. Denn gemäß § 9 Abs. 2 VO-UA unterstützt er 

den Vorsitzenden bei der Vorbereitung des Arbeitsplans des Untersuchungsausschusses und 

der Reihung der Befragung von Auskunftspersonen; so kann der Verfahrensrichter schon im 

Vorfeld eine etwa medizinisch indizierte Verteilung der Vernehmung auf mehrere Termine 

und die Einplanung ausreichender Pausen erwirken. Ferner nimmt der Verfahrensrichter mit 

beratender Stimme auch an den Sitzungen des Untersuchungsausschusses teil und hat sich zur 

Wahrung seiner Aufgaben unverzüglich an den Vorsitzenden zu wenden; erforderlichenfalls 

hat der Vorsitzende die Befragung zu unterbrechen. Dies führt zu einer unmittelbaren 

Effektuierung von durch den Verfahrensrichter wahrgenommenen Verletzungen des 

Grundrechts- und Persönlichkeitsschutzes während der Befragung (vgl. die Materialien 719/A 

BlgNR XXV. GP 30 zu §§ 8 und 9 VO-UA), wozu auch das Übergehen medizinisch 

indizierter Notwendigkeiten der Auskunftsperson zählt; so kann der Verfahrensrichter bspw 

die Gewährung von Pausen oder die Möglichkeit, eine andere körperliche Haltung 

einzunehmen, erwirken.  

Ferner werden die Grund- und Persönlichkeitsrechte von Auskunftspersonen bei Abhaltung 

der Einvernahme auch durch den dem Untersuchungsausschuss beigegebenen 

Verfahrensanwalt geschützt. Denn auch dieser nimmt mit beratender Stimme an den 

Sitzungen des Untersuchungsausschusses teil und hat den Vorsitzenden oder den 

Verfahrensrichter jederzeit unverzüglich auf Eingriffe in die Grund- oder 

Persönlichkeitsrechte einer Auskunftspersonen hinzuweisen. Erforderlichenfalls hat der 

Vorsitzende die Befragung zu unterbrechen, wenn sich der Verfahrensanwalt an ihn wendet 

(so auch die Materialien 719/A XXV. BlgNR GP 30 zu §§ 10 und 11). Im Übrigen hat der 

Verfahrensanwalt Auskunftspersonen vor und während ihrer Befragung die Möglichkeit zur 

vertraulichen Beratung zu geben und dazu auch eine Unterbrechung der Sitzung zu verlangen; 

die Auskunftsperson ist gemäß § 33 Abs. 1 Z 1 VO-UA berechtigt, sich vor und während 

ihrer Befragung im Untersuchungsausschuss mit dem Verfahrensanwalt zu beraten. Der 

Verfahrensanwalt ist auch zur Verschwiegenheit bezüglich des ihm Anvertrauten verpflichtet 

(siehe zur Stellung des Verfahrensanwalts § 11 VO-UA). Angesichts dieser Befugnisse bietet 

auch der dem Untersuchungsausschuss beigegebene Verfahrensanwalt Gewähr für einen 

effektiven Schutz der Grund- und Persönlichkeitsrechte einschließlich des Schutzes der 

Gesundheit der Auskunftsperson bei Abhaltung der Befragung. Denn wie der 

Verfahrensrichter muss auch der Verfahrensanwalt auf eine ausreichende Berücksichtigung 

der medizinischen Notwendigkeiten der Auskunftsperson als Teil ihrer Grund- und 

Persönlichkeitsrechte hinwirken. Über diese medizinischen Notwendigkeiten kann ihn die 

Auskunftsperson zudem vor und während der Befragung in der vertraulichen Beratung näher 
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informieren. So stellen auch die Aufgaben und Befugnisse des Verfahrensanwalts einen 

effektiven Schutz der Gesundheit der Auskunftsperson bei Abhaltung der Befragung sicher. 

Schließlich darf sich die Auskunftsperson bei ihrer Befragung durch eine Vertrauensperson 

gemäß § 33 Abs. 1 Z 2 VO-UA begleiten lassen. Die Auskunftsperson darf die 

Vertrauensperson an sich frei auswählen, soweit bei dieser nicht ausnahmsweise ein 

Ausschlussgrund gemäß § 46 Abs. 4 VO-UA vorliegt; insbesondere darf die Auskunftsperson 

auch Rechtskundige - etwa Rechtsanwälte - als Vertrauensperson beiziehen (vgl. die 

Materialien 719/A BlgNR XXV. GP 39 zu §§ 59 bis 61 VO-UA), welche die für einen 

effektiven Schutz ihrer Grund- und Persönlichkeitsrechte notwendige Qualifikation 

aufweisen. Die Vertrauensperson kann sich bei Eingriffen in die Grund- oder 

Persönlichkeitsrechte der Auskunftsperson einschließlich der Gefährdung ihrer Gesundheit 

unmittelbar an den Verfahrensrichter oder den Verfahrensanwalt wenden. Diese haben sich 

wiederum (wie zuvor ausgeführt) an den Vorsitzenden zu wenden, der - etwa durch 

Unterbrechung oder Vertagung der Befragung - entsprechend reagieren muss. So sieht die 

VO-UA den effektiven Schutz der Grund- und Persönlichkeitsrechte einschließlich der 

Gesundheit von Auskunftspersonen auch durch die von ihnen beigezogene Vertrauensperson 

vor (siehe zur Stellung der Vertrauensperson § 46 VO-UA). 

Angesichts dieser umfassenden Mechanismen zum Schutz der Grund- und 

Persönlichkeitsrechte der Auskunftsperson durch den Vorsitzenden, den Verfahrensrichter, 

den Verfahrensanwalt und die Vertrauensperson geht das Bundesverwaltungsgericht davon 

aus, dass die VO-UA die Anpassung der Modalitäten der Befragung (einschließlich deren 

zeitlicher Gestaltung) an etwaige medizinische Einschränkungen und Notwendigkeiten der 

Auskunftsperson als Teil ihrer Grund- und Persönlichkeitsrechte ermöglicht und garantiert. 

Soweit also bei der Auskunftsperson Erkrankungen oder medizinische Notwendigkeiten 

vorliegen, welchen durch eine Anpassung der Modalitäten der Befragung begegnet werden 

kann, sind die Modalitäten der Befragung soweit anzupassen, dass eine gesundheitliche 

Schädigung der Auskunftsperson nicht zu erwarten ist und ihre Grund- und 

Persönlichkeitsrechte so gewahrt bleiben. Werden die Modalitäten entsprechend angepasst, 

stellt ein Verweis auf damit hinreichend begegneten Erkrankungen und medizinischen 

Einschränkungen oder Notwendigkeiten keine „genügende Entschuldigung“ der 

Auskunftsperson für ihr Fernbleiben iSd § 36 Abs. 1 VO-UA mehr dar, die eine Beugestrafe 

ausschließt. 

 

3.7.4. Tatsächlich hätte manchen der der Antragsgegnerin attestierten Erkrankungen und 

Risiken nach dem durch den Untersuchungsausschuss bislang erzielten (medizinischen) 

Ermittlungsstand (der anlässlich ihres ersten wie zweiten Fernbleibens von Ladungsterminen 

alleine auf den durch die Antragsgegnerin beigebrachten medizinischen Bestätigungen 
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beruhte) durch Anpassung der Modalitäten und des Ablaufs der Befragung im 

Untersuchungsausschuss wirksam begegnet werden können, sodass diese alleine keine 

genügende Entschuldigung für ihr Fernbleiben bei den Ladungsterminen begründet hätten.  

 

Dies trifft insbesondere auf die attestierte Zugehörigkeit der Antragsgegnerin zur COVID-19-

Risikogruppe zu, die keine genügende Entschuldigung für ihr Fernbleiben darstellt. Denn die 

beiden Ladungen angeschlossene Anlage über „Hygieneschutzmaßnahmen und Vorschriften 

betreffend das Coronavirus (COVID-19)“ sichert vielfältige Vorkehrungen zu, die eine 

Infektion mit COVID-19 als soweit als möglich ausgeschlossen erscheinen lassen; im 

Übrigen wurden der Antragsgegnerin im Begleitbrief des Ausschussvorsitzenden zur zweiten 

Ladung als zusätzliche Maßnahmen ein nahegelegener Parkplatz, das Tragen von Visieren 

durch alle Personen in der Nähe und die Verfügbarkeit von FFP2-Masken mit Ventil zum 

Tragen während der Befragung zugesichert, welche das Infektionsrisiko zusätzlich 

minimieren. Daher hat der Untersuchungsausschuss - entsprechend dem in der VO-UA 

vorgesehenen intensiven Schutz der Grund- und Persönlichkeitsrechte einschließlich des 

Schutzes der Gesundheit der Auskunftsperson - die Modalitäten der Befragung mit Blick auf 

diesen Risikofaktor bereits so angepasst, dass in einer Berufung auf die Zugehörigkeit zur 

COVID-19-Risikogruppe keine iSd § 36 Abs. 1 VO-UA keine „genügende Entschuldigung“ 

des Ausbleibens der Antragsgegnerin lag.  

 

Daran vermögen auch diverse Vorbringen der Antragsgegnerin nichts zu ändern: Verweist die 

Antragsgegnerin in diesem Zusammenhang nämlich darauf, dass sie auch zu einer 

schriftlichen Äußerung gemäß § 31 VO-UA (und deren schriftlicher Ergänzung zur 

Beantwortung von Nachfragen) statt einer Befragung hätte aufgefordert werden können, 

übersieht sie, dass der VO-UA (selbst bei Erkrankung der Auskunftsperson) kein Vorrang der 

schriftlichen Äußerung vor der Befragung im Untersuchungsausschuss zu entnehmen ist. 

Denn gemäß § 33 Abs. 1 VO-UA löst die Ladung zur Befragung die Pflicht der 

Auskunftsperson, diese zu befolgen, unabhängig davon aus, ob die Auskunftsperson gemäß § 

31 VO-UA zu einer schriftlichen Äußerung eingeladen wurde. Genauso wenig stellt § 36 Abs. 

1 VO-UA über die Folgen des Ausbleibens der Auskunftsperson trotz ihrer Ladung darauf ab, 

ob diese zu einer schriftlichen Äußerung eingeladen wurde; ob eine Beugestrafe über die 

Auskunftsperson verhängt werden darf, richtet sich alleine danach, ob sie eine „genügende 

Entschuldigung“ für ihr Fernbleiben geboten hat. Auch findet sich kein tragfähiger Hinweis 

darauf, dass sich eine „genügende Entschuldigung“ des Fernbleibens aus einer schriftlichen 

Äußerung der Auskunftsperson (mit oder ohne Einladung des Untersuchungsausschusses 

gemäß § 31 VO-UA, diese zu erstatten) ergeben kann. Schließlich ist für die Antragsgegnerin 

auch aus § 735 Abs. 3 ASVG nichts zu gewinnen: Danach haben Personen, die ihrem 
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Dienstgeber das dort vorgesehene Attest über ihre Zugehörigkeit zur COVID-19-

Risikogruppe vorlegen, Anspruch auf Freistellung von der Arbeitsleistung bei Fortzahlung 

des Entgelts, außer sie können ihre Arbeitsleistung in der Wohnung durch Homeoffice 

erbringen oder die Bedingungen für die Erbringung ihrer Arbeitsleistung in der Arbeitsstätte 

können durch geeignete Maßnahmen so gestaltet werden, dass eine Ansteckung mit 

größtmöglicher Sicherheit ausgeschlossen ist. Die Antragsgegnerin will aus dieser 

Bestimmung ableiten, dass auch sie nur dann zur Befolgung der Ladung vor den 

Untersuchungsausschuss verpflichtet wäre, wenn die Bedingungen so gestaltet würden, dass 

ihre Ansteckung mit COVID-19 mit größtmöglicher Sicherheit ausgeschlossen wäre, was 

derzeit nicht der Fall sei. Zunächst erscheint schon die in § 735 Abs. 3 ASVG getroffene 

Wertung des Gesetzgebers auf den vorliegenden Fall nicht übertragbar. Denn dort befreit der 

Gesetzgeber Dienstnehmer, die der COVID-19-Risikogruppe angehören, von der Pflicht, zur 

Verrichtung ihres Dienstes an der Arbeitsstätte zu erscheinen, wozu Dienstnehmer regelmäßig 

während der vollen Arbeitszeit verpflichtet sind. Daraus will die Antragsgegnerin die 

Wertung des Gesetzgebers gewinnen, auch sie wäre von der Pflicht befreit, vor dem 

Untersuchungsausschuss zu erscheinen. Dazu ist zu berücksichtigen, dass die Befragung einer 

Auskunftsperson gemäß § 37 Abs. 4 VO-UA regelmäßig drei, höchstens jedoch vier Stunden 

(ohne Einrechnung von Pausen und einer einleitenden Stellungnahme) dauern darf, 

üblicherweise je Auskunftsperson nur vereinzelt abgehalten wird und bislang auch kein 

Hinweis darauf vorliegt, dass für die Antragsgegnerin mehr als eine Befragung angedacht sein 

könnte. Insofern erscheint § 735 Abs. 3 ASVG nicht auf die Befragung der Antragsgegnerin 

durch den Untersuchungsausschuss übertragbar. Denn diese Bestimmung befreit von COVID-

19 bedrohte Dienstnehmer vom (nahezu täglich) wiederkehrend gebotenen Erscheinen an der 

Arbeitsstätte und einer typischerweise wesentlich längeren Verweildauer dort. Mit Blick auf 

das regelmäßig einmalige und zudem kürzere Verweilen einer Auskunftsperson vor dem 

Untersuchungsausschuss, erscheint § 735 Abs. 3 ASVG daher nicht auf den vorliegenden Fall 

übertragbar. Selbst wenn diese Bestimmung hier anwendbar wäre, würde sie im Übrigen zu 

keiner Befreiung der Antragsgegnerin von der Pflicht führen, vor dem 

Untersuchungsausschuss zu erscheinen. Sieht nämlich die Antragsgegnerin eine solche 

Befreiung in § 735 Abs. 3 ASVG verankert, berücksichtigt sie die Vielzahl und Intensität an 

Maßnahmen zur Vermeidung ihrer Ansteckung, die ihr der Ausschuss in Anlage 3 

„Hygieneschutzmaßnahmen und Vorschriften betreffend das Coronavirus (COVID-19)“ der 

Ladungen und im Begleitbrief des Ausschussvorsitzenden zur zweiten Ladung vom 

10.06.2020 bereits zusichert, nicht. Schon durch diese zugesicherten Maßnahmen wird 

nämlich ihre Ansteckung „mit größtmöglicher Sicherheit“ ausgeschlossen, woran § 735 Abs. 

3 Z 2 ASVG die Verpflichtung zum Erscheinen auch für Angehörige der COVID-19-

Risikogruppe knüpfen würde; selbst im Falle der Maßgeblichkeit von § 735 Abs. 3 ASVG 
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würde die Bestimmung die Antragsgegnerin also nicht von der Pflicht zum Erscheinen vor 

dem Untersuchungsausschuss befreien. 

 

3.7.5. Nun wurden dem Untersuchungsausschuss die unter Pkt 3.7.2 zitierten ärztlichen 

Bestätigungen, die der Antragsgegnerin nicht ausschließlich die Zugehörigkeit zur COVID-

19-Risikogruppe attestieren, durch die Antragsgegnerin übersendet. Der 

Untersuchungsausschuss hatte die Bestätigungen bei seiner Beurteilung zu berücksichtigen, 

inwieweit im Verweis auf den Gesundheitszustand der Antragsgegnerin eine „genügende 

Entschuldigung“ iSd § 36 Abs. 1 VO-UA für ein Fernbleiben als Auskunftsperson liegt; dies 

lässt der Untersuchungsgegenstand des Ausschusses (vgl. § 22 VO-UA wonach der 

Untersuchungsausschuss die Beweise im Rahmen des Untersuchungsgegenstandes erhebt) 

auch zu. Denn Bestätigungen zum Beleg der von Auskunftspersonen ins Treffen geführten 

Entschuldigungsgründe sind jedenfalls Teil des Untersuchungsgegenstandes, sofern der 

Untersuchungsgegenstand deren Befragung zulässt. Daher hatte der Untersuchungsausschuss 

(und hatten auch dessen Mitglieder) Zugang zu diesen medizinischen Bestätigungen und diese 

zu berücksichtigen.  

 

In den unter Pkt 3.7.2 zitierten ärztlichen Bestätigungen, die dem Untersuchungsausschuss bei 

Bewertung des Nichterscheinens der Antragsgegnerin am 15.07.2020 vorlagen, werden dieser 

über die Zugehörigkeit zur COVID-19-Riskogruppe hinaus aktuell vorliegende Erkrankungen 

und daraus folgende Gesundheitsrisiken im Falle ihrer Befragung ärztlich bestätigt. Diese 

lassen nach dem durch den Untersuchungsausschuss bislang erzielten Ermittlungsstand, der 

sich nur aus den durch die Antragsgegnerin beigebrachten ärztlichen Bestätigungen ergibt, 

nicht ohne Weiteres den Schluss zu, dass die Abwesenheit bei der Befragung am 15.07.2020 

als nicht genügend entschuldigt zu qualifizieren wäre. 

 

Denn die durch die Antragsgegnerin vorgelegte ärztliche Bestätigung eines in Österreich 

niedergelassenen Facharztes für Innere Medizin und Kardiologie vom 30.06.2020 attestiert 

schon längere ambulante wie stationäre Behandlungen durch den ausstellenden Arzt. Von 

einem Auftreten vor dem parlamentarischen Untersuchungsausschuss wird der 

Antragsgegnerin in diesem Attest aus medizinischen Gründen dringend abgeraten. 

 

Auch dieses Attest hätte der Untersuchungsausschuss (wie seine Mitglieder) mit Blick auf den 

als Teil des Grundrechts- und Persönlichkeitsschutzes in der VO-UA garantierten 

Gesundheitsschutz der Antragsgegnerin bei Bewertung ihres Nichterscheinens am 15.07.2020 

angemessen zu berücksichtigen gehabt. Angesichts dieses Attests vermag sich das 
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Bundesverwaltungsgericht der Bewertung des Untersuchungsausschusses im Antrag auf 

Verhängung der Beugestrafe nicht anzuschließen, dass die Abwesenheit der Antragsgegnerin 

nicht unvermeidlich und durch keinen beachtenswerten Grund ausgelöst gewesen sei, 

insbesondere da keine akute Erkrankung vorliege, die bei entsprechender Abwägung ihr 

Nichterscheinen zu rechtfertigen vermöge.  

 

Denn zunächst stammt diese ärztliche Bestätigung vom 30.06.2020 von einem Facharzt für 

Innere Medizin und Kardiologie, welcher der Antragsgegnerin diese Erkrankungen innerhalb 

seines fachärztlich-medizinischen Gebietes attestiert, nachdem er sie schon länger ambulant 

wie stationär behandelt habe; für Zweifel an der Qualifikation des Arztes, die hier 

maßgeblichen Aussagen und Schlussfolgerungen zu treffen, besteht also kein Anlass. Es 

liegen auch sonst keine konkreten Gründe vor, an der Stichhaltigkeit der ärztlichen 

Bestätigung vom 30.06.2020 zu zweifeln. Ferner führt der Facharzt mit Blick auf konkrete 

Erkrankungen konkret drohende Gesundheitsrisiken bei einer Befragung durch den 

Untersuchungsausschuss an,  XXXX und schließt mit dem dringenden medizinischen Rat, an 

der Befragung im Untersuchungsausschuss nicht teilzunehmen. Entgegen der Ansicht des 

Untersuchungsausschusses deuten diese auch zeitlich aktuellen Risikobewertungen und 

Handlungsempfehlungen des Arztes auf eine hinreichend akute Erkrankung der 

Antragsgegnerin hin, die ihr Nichterscheinen am 15.07.2020 zu rechtfertigen vermögen.  

 

Bei der ärztlichen Bestätigung vom 30.06.2020 handelt es sich um die einzige 

sachverständige Beurteilung des gegenwärtigen Gesundheitszustandes der Antragsgegnerin 

und der Auswirkungen einer Befragung durch den Untersuchungsausschuss auf diesen ( 

XXXX ). Die Bewertung des Ausbleibens der Antragsgegnerin konnte bei Beschluss des hier 

verfahrenseinleitenden Antrags auf Verhängung einer Beugestrafe durch den 

Untersuchungsausschuss am 16.07.2020 und kann auch nun durch das 

Bundesverwaltungsgericht alleine auf Grund dieser ärztlichen Bestätigung vom 30.06.2020 

erfolgen. Wegen dieser sachverständigen Beurteilung des das Attest vom 30.06.2020 

ausstellenden Arztes, der dabei innerhalb seines medizinischen Fachgebietes nach längerer 

ambulanter wie stationärer Behandlung der Antragsgegnerin beurteilt, dabei der 

Antragsgegnerin konkrete und schwere Erkrankungen attestiert, liegt für das Ausbleiben der 

Antragsgegnerin am 15.07.2020 wegen ihrer Erkrankungen durch Terminabsage unter 

Hinweis auf diese ärztliche Bestätigung eine „genügende Entschuldigung“ iSd § 36 Abs. 1 

VO-UA vor. Dies schließt die Verhängung einer Beugestrafe gegen sie aus.  
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Zwar mag das zunächst vorgelegte (allgemeine) „COVID-19-Risiko-Attest“ eines Arztes für 

Allgemeinmedizin vom 15.05.2020 noch keine „genügende Entschuldigung“ begründet 

haben, jedoch ist eine solche jedenfalls mit Übersendung der ärztlichen Bestätigung vom 

30.06.2020 und der Entschuldigung unter Berufung auf diese eingetreten, zumal ansonsten 

keine medizinischen Beweisergebnisse vorlagen. Damit ist der Verhängung einer Beugestrafe 

gegen die Antragsgegnerin die Grundlage entzogen. 

 

3.7.6. Der durch den Untersuchungsausschuss erzielte medizinische Ermittlungsstand 

begründet – wie gezeigt – eine „genügende Entschuldigung“ der Antragsgegnerin im Sinne 

des § 36 Abs. 1 VO-UA, der Ladung als Auskunftsperson am 15.07.2020 nicht Folge zu 

leisten. Dem steht nicht entgegen, dass bislang ausschließlich medizinische Beurteilungen und 

Ermittlungsergebnisse vorliegen, die dem Untersuchungsausschuss durch die Antragsgegnerin 

bereitgestellt wurden. Der Untersuchungsausschuss teilte die fachärztliche Einschätzung vom 

30.06.2020 offenbar nicht, unterließ es jedoch dennoch, zusätzliche medizinische Beweise zu 

ermitteln. Ungeachtet dessen stellte er den hier verfahrenseinleitenden Antrag auf 

Verhängung einer Beugestrafe, die bei dem durch den Untersuchungsausschuss gebotenen 

Ermittlungsstand zur Gesundheit der Antragsgegnerin und der medizinischen Vertretbarkeit 

ihrer Befragung jedenfalls ausscheidet. Denn die Behauptung des Untersuchungsausschusses 

im verfahrenseinleitenden Antrag, bei der Antragsgegnerin würde keine akute Erkrankung 

vorliegen, sodass sie iSd § 36 Abs. 1 VO-UA keine „genügende Entschuldigung“ für ihr 

Fernbleiben geboten habe, vermag die durch diese beigebrachten medizinischen 

Beweisergebnisse dazu, nämlich die fachärztliche Bestätigung vom 30.06.2020, in ihrer 

Beweiskraft nicht in Zweifel zu ziehen. Diese Behauptung des Untersuchungsausschusses 

kann sich auf keinerlei medizinisches Beweisergebnis stützen und erschöpft sich mithin in 

einem bloßen Bestreiten der fachärztlichen Bestätigung vom 30.06.2020 ohne Argumentation 

auf gleicher fachlicher, nämlich medizinischer, Ebene  (vgl. zur ähnlichen Problemstellung 

der Bewertung von Sachverständigengutachten in verwaltungsrechtlichen Beweisverfahren 

für viele VwGH 31.01.2019, Ra 2018/16/0216, wonach einem schlüssigen 

Sachverständigengutachten mit bloßen Behauptungen, ohne Argumentation auf gleicher 

fachlicher Ebene, in tauglicher Art und Weise nicht entgegen getreten werden kann und ein 

von einem tauglichen Sachverständigen erstelltes, mit den Erfahrungen des Lebens und den 

Denkgesetzen nicht in Widerspruch stehendes Gutachten in seiner Beweiskraft nur durch ein 

gleichwertiges Gutachten bekämpft werden kann).  

 

3.7.7. Sollte der Untersuchungsausschuss den durch ihn erzielten Kreis der Beweismittel zum 

Gesundheitszustand der Antragsgegnerin und zu den Modalitäten, unter welchen ihre 
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Befragung aus medizinischer Sicht vertretbar sein könnte, erweitert sehen wollen, ist auf 

Folgendes hinzuweisen: 

 

Der Gesetzgeber trifft in der VO-UA entsprechend ihrer verfassungsrechtlichen Grundlage in 

Art. 53 B-VG ein eingehend geregeltes System des Ermittlungsverfahrens des 

parlamentarischen Kontrollorgans Untersuchungsausschuss (vgl. insb §§ 22 ff VO-UA über 

Beweisaufnahmen, die in Betracht kommenden Arten von Beweismitteln und deren 

Gewinnung). Der Gesetzgeber hat das Beweisverfahren des Untersuchungsausschusses nur 

auf den jeweiligen Untersuchungsgegenstand beschränkt (vgl. § 22 Abs. 1 VO-UA) und ihm 

zur Erschließung des Untersuchungsgegenstandes vielfältige Ermittlungsbefugnisse gegeben. 

Zunächst darf gemäß § 23 VO-UA als Beweismittel an sich alles verwendet werden, was 

geeignet ist, der Untersuchung im Rahmen des Untersuchungsgegenstandes zu dienen; 

lediglich Beweismittel, die durch eine strafbare Handlung oder durch die Umgehung sonstiger 

gesetzlicher Bestimmungen erlangt worden sind, dürfen nicht herangezogen werden. Als 

Arten der Beweisaufnahmen sind der grundsätzliche Beweisbeschluss, ergänzende 

Beweisanforderungen, die Befragung von Auskunftspersonen (unter Wahrheitspflicht), der 

Sachverständigenbeweis sowie der Augenschein vorgesehen (vgl. § 22 Abs. 1 VO-UA); zu all 

diesen Arten der Beweisaufnahme trifft der Gesetzgeber nähere Regelungen. Als Dauer der 

Tätigkeit und damit der Untersuchung durch den Ausschuss sieht § 53 Abs. 1 VO-UA 

grundsätzlich 14 Monate vor, wobei Verkürzungen, aber auch Verlängerungen beschlossen 

werden können. Insgesamt sieht die VO-UA entsprechend den verfassungsrechtlichen 

Vorgaben gemäß Art. 53 B-VG daher ein mit umfassenden Ermittlungsbefugnissen 

ausgestattetes parlamentarisches Kontrollorgan vor, dem auch ausreichend Zeit für 

eingehende Ermittlungen eingeräumt ist. 

 

Sollte der Untersuchungsausschuss also seinen bislang gewonnenen Ermittlungsstand zur 

Gesundheit der Antragsgegnerin und dazu, unter welchen Modalitäten ihre Befragung 

allenfalls aus medizinischer Sicht vertretbar erscheinen könnte, fortan als ungenügend 

ansehen, hat er umfassende Befugnisse und eine Untersuchungsfrist, die es zulassen, diesen 

zu erweitern. Insbesondere kann der Untersuchungsausschuss Beweis durch einen 

Sachverständigen gemäß § 22 Abs. 1 und §§ 47 ff VO-UA erheben. Der 

Untersuchungsausschuss darf sich gemäß § 47 VO-UA der für Gutachten der erforderlichen 

Art öffentlich bestellten Sachverständigen, aber auch sonstiger Sachverständiger bedienen, 

welche dieser Bestellung unter den weiten Voraussetzungen gemäß § 48 Abs. 1 VO-UA 

Folge zu leisten haben. Dem Untersuchungsausschuss war - und ist es nach wie vor - durch 

die Einholung eines medizinischen Sachverständigengutachtens möglich und gestattet, 

weitere Beweise zum Gesundheitszustand und den möglichen Auswirkungen einer 
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Einvernahme der Antragsgegnerin sowie dazu zu gewinnen, unter welchen Modalitäten eine 

Befragung aus medizinischer Sicht vertretbar ist. Dass der Untersuchungsausschuss befugt ist, 

Beweise auch zum Gesundheitszustand von Auskunftspersonen durch einen medizinischen 

Sachverständigen zu erheben, zeigt im Übrigen § 34 Z 1 VO-UA deutlich. Danach ist es dem 

Untersuchungsausschuss sogar verboten, Personen, die wegen einer psychischen Krankheit, 

einer geistigen Behinderung oder aus einem anderen Grund unfähig sind, die Wahrheit 

anzugeben, als Auskunftspersonen anzuhören. Die Beurteilung, ob dieses Verbot auf eine in 

Aussicht genommene Auskunftsperson zutrifft, setzt im Verdachtsfall jedenfalls eine 

medizinisch-sachverständige Beurteilung voraus, die - sofern die potentielle Auskunftsperson 

noch nicht über einschlägige medizinische Befunde verfügt - nur durch die Beiziehung eines 

medizinischen Sachverständigen getroffen werden kann. Auch steht § 22 VO-UA, wonach 

der Untersuchungsausschuss Beweise „im Rahmen des Untersuchungsgegenstandes“ erhebt, 

der Einholung eines Sachverständigengutachtens zur Gesundheit von Auskunftspersonen 

nicht entgegen, für die zu bejahen ist, dass der Untersuchungsgegenstand ihre Befragung 

einschließt und die ihr Fernbleiben von der Befragung durch einen Verweis auf ihre 

Gesundheit entschuldigen wollen. 

 

3.7.8. Hingegen kommt die (in dieser Form erstmalige) Einholung eines (medizinischen) 

Sachverständigengutachtens zum Gesundheitszustand der Antragsgegnerin im Verfahren des 

Bundesverwaltungsgerichts über die Verhängung einer Beugestrafe nicht mehr in Betracht. In 

diesem Verfahren hat das Bundesverwaltungsgericht ausschließlich zu beurteilen, ob über 

eine trotz Ladung ferngebliebene Auskunftsperson eine Beugestrafe deswegen zu verhängen 

ist, weil sie dafür keine iSd § 36 Abs. 1 VO-UA „genügende Entschuldigung“ geboten hat. 

Dieses Verfahren wird durch den Antrag des Untersuchungsausschusses eingeleitet, über die 

Auskunftsperson eine Beugestrafe zu verhängen. Es scheidet in diesem Sinn aus, die 

Verhängung der Beugestrafe anhand von Beweisergebnissen zu beurteilen, die bei Stellung 

des verfahrenseinleitenden Antrags des Untersuchungsausschusses auf Verhängung der 

Beugestrafe noch nicht einmal gewonnen waren und diesem daher zweifelsfrei nicht zugrunde 

liegen können. Das Bundesverwaltungsgericht darf also im Verfahren zur Erledigung des 

Antrags auf Verhängung der Beugestrafe kein Sachverständigengutachten anstelle des 

antragstellenden Untersuchungsausschusses gleichsam nachholen, um den Mangel an 

tragfähigen Beweisergebnissen für Behauptungen des Antrags möglicherweise zu beseitigen.  

 

Im Übrigen hat das Bundesverwaltungsgericht auf Grund eines – gemäß § 36 Abs. 1 letzter 

Satz VO-UA durch den Untersuchungsausschuss zu begründenden – Antrags desselben zu 

beurteilen, ob die Auskunftsperson gegenüber dem Untersuchungsausschuss eine „genügende 

Entschuldigung“ für ihr Ausbleiben iSd § 36 Abs. 1 VO-UA geboten hat, was ebenso für eine 
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Orientierung an der Begründung sowie den durch den Untersuchungsausschuss 

denkbarerweise berücksichtigten Beweisergebnissen spricht. Der hier verfahrenseinleitende 

Antrag des Untersuchungsausschusses enthält keine Begründung, weshalb die Annahme des 

vorgelegten fachärztlichen Attests, wonach von einer Befragung wegen konkreter 

Erkrankungen dringend abgeraten werde, als entkräftet angesehen wird; insbesondere werden 

auch keine sachverhaltsbezogenen Ausführungen getätigt, die vom Bundesverwaltungsgericht 

gewürdigt werden könnten. Dem Bundesverwaltungsgericht kommt es vor dem Hintergrund 

der gesetzlichen Vorgaben und des konkreten Antrags in Zusammenhang mit dem 

vorliegenden medizinischen Gutachten zu, die Begründetheit des Antrags auf Beugestrafe zu 

beurteilen, jedoch nicht, diesem (Antrag) durch weitere Ermittlungen gegebenenfalls die nach 

dem Gesetz geforderte Begründung zu geben. Im Ergebnis hat das Bundesverwaltungsgericht 

also nur jene Beweisergebnisse heranzuziehen und gegebenenfalls zu prüfen, die dem 

verfahrenseinleitenden Antrag des Untersuchungsausschusses zugrunde liegen. Das 

Bundesverwaltungsgericht wird also nicht gleichsam als Hilfsapparat des 

Untersuchungsausschusses zur Vornahme von Ermittlungen tätig, sondern hat anhand von 

dessen Antrag und seiner Begründung im Vergleich zu den Entschuldigungsgründen der 

Antragsgegnerin über die Verhängung einer Beugestrafe zu befinden. 

 

Dieser Befund wird dadurch bestätigt, dass der Gesetzgeber das Verfahren des 

Bundesverwaltungsgerichts über die Verhängung der Beugestrafe gemäß § 56 Abs. 2 VO-UA 

– im völligen Gegensatz zu dem inhaltlich umfassend und zeitlich großzügig ausgestalteten 

Ermittlungsverfahren des Untersuchungsausschusses – als zeitlich verkürztes Verfahren (im 

Sinne eines „Eilverfahrens“) festgelegt hat. Die Konzeption als „Eilverfahren“ – im Vergleich 

zur langen und flexiblen Dauer bei vielfältigen Ermittlungsmöglichkeiten im Verfahren des 

Untersuchungsausschusses – spricht auch gegen die Befugnis des Bundesverwaltungsgerichts, 

die zu berücksichtigenden Beweisergebnisse über jenen Stand hinaus zu erweitern, die der 

Untersuchungsausschuss dem Antrages auf Verhängung einer Beugestrafe zugrunde legen 

konnte (vgl. VwSlg 19.283 A/2016, wonach angesichts der deutlich verkürzten 

Entscheidungsfrist des Bundesverwaltungsgerichts die Durchführung eines umfangreichen 

Ermittlungsverfahrens im Verfahren über die Verhängung der Beugestrafe in der Regel nicht 

in Betracht kommt). Auch lässt die dem Bundesverwaltungsgericht eingeräumte kurze 

Entscheidungsfrist insb die Einholung eines Sachverständigengutachtens samt Erfüllung der 

rechtsstaatlich gebotenen Unterrichtung der Antragsgegnerin von dessen Ergebnissen und der 

ebenso rechtsstaatlich gebotenen Einräumung der hinreichenden Möglichkeit der 

Antragsgegnerin, zu diesen Ergebnissen Stellung zu nehmen und diesen allenfalls auch auf 

gleicher fachlicher Ebene – etwa durch ein weiteres Gutachten – entgegenzutreten, keinesfalls 

zu; folglich stehen die rechtsstaatlichen Gebote der umfassenden Ermittlungstätigkeit, der 
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Gewährung rechtlichen Gehörs samt einer hinreichenden Möglichkeit, Beweisergebnissen 

wirksam entgegenzutreten, deren Ermittlung erst im (verkürzten) Verfahren über die 

Verhängung der Beugestrafe durch das Bundesverwaltungsgericht entgegen (vgl. VfSlg 

11.196/1986; 12.683/1991; 15.369/1998; 15.529/1999, 17.340/2004 uva., wonach die 

Effektivität des Rechtschutzes, zu dem auch die Wahrung des rechtlichen Gehörs zählt, ein 

wesentliches Element des rechtsstaatlichen Prinzips der Bundesverfassung ist; vgl. betreffend 

die Gebote der hinreichenden Einräumung von Parteiengehör zu Sachverständigengutachten 

samt der Möglichkeit der Partei, diesen auch im verwaltungsrechtlichen 

Rechtsmittelverfahren wirksam entgegenzutreten, ferner für viele VwGH 25.09.2019, Ra 

2019/19/0380).  

 

3.7.9. Ergänzend weist das Bundesverwaltungsgericht auf Folgendes hin: Sollte sich der 

Untersuchungsausschuss eines medizinischen Sachverständigen bedienen, um den Kreis der 

bislang erzielten Beweise dazu zu erweitern, ob der Gesundheitszustand eine „genügende 

Entschuldigung“ für das Ausbleiben einer Auskunftsperson darstellt, hat diese daran im 

jeweils zumutbaren Ausmaß – je nach Lage des Falles bspw durch die Beistellung 

medizinischer Befunde oder die Mitwirkung an einer körperlichen Untersuchung – 

mitzuwirken. Die Verweigerung zumutbarer Mitwirkung an der sachverständigen Beurteilung 

ihres Gesundheitszustandes könnte nämlich gegebenenfalls dazu führen, dass im Verweis auf 

den Gesundheitszustand keine iSd § 36 Abs. 1 VO-UA „genügende Entschuldigung“ für ein 

Ausbleiben von der Befragung durch den Untersuchungsausschuss (mehr) liegt. Ob dann 

Beugemittel in Betracht kommen würden, war hier nicht zu beurteilen. 

 

3.8. Insgesamt ergibt sich also folgendes Bild: Die Antragsgegnerin übersendete nach der 

Ladung vor den Untersuchungsausschuss für den 15.07.2020 diesem ein fachärztliches 

Gutachten, das ihr Erkrankungen und Gesundheitsrisiken im Falle ihrer Befragung attestiert, 

die – wenn sie vorliegen – eine iSd § 36 Abs. 1 VO-UA „genügende Entschuldigung“ für ihr 

Fernbleiben begründen. Der Untersuchungsausschuss hatte dieses Attest bei der Bewertung 

ihres Fernbleibens zu berücksichtigen. Der Untersuchungsausschuss teilte die Einschätzung 

des Attests, dass eine Befragung der Antragsgegnerin aus gesundheitlichen Gründen 

ausscheide, offenbar nicht. Dennoch unterließ es der vom Verfahrensrichter beratene 

Untersuchungsausschuss, weitere Beweise zum Gesundheitszustand der Antragsgegnerin und 

dazu, unter welchen Modalitäten ihre Befragung allenfalls medizinisch vertretbar sein könnte, 

zu ermitteln; insbesondere holte er kein (vergleichbares) medizinisches 

Sachverständigengutachten ein. Ungeachtet dessen wurde der Antrag an das 

Bundesverwaltungsgericht, über die Antragsgegnerin eine Beugestrafe zu verhängen, gestellt. 

In diesem Antrag des Untersuchungsausschusses wird die Ansicht vertreten, die 
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Antragsgegnerin wäre mangels einer akuten Erkrankung „ohne genügende Entschuldigung“ 

der Befragung ferngeblieben; diese Begründung erschöpft sich darin, dass keine akute 

Erkrankung vorliege, die bei entsprechender Abwägung ein Nichterscheinen rechtfertige. Aus 

Sicht des Bundesverwaltungsgerichtes wird damit nicht begründet, weshalb die Annahme des 

vorgelegten fachärztlichen Gutachtens, wonach von einer Befragung wegen konkreter 

Erkrankungen dringend abgeraten werde, entkräftet wird. Insbesondere werden keine 

sachverhaltsbezogenen Ausführungen getätigt, oder gegenteilige Gutachten vorgelegt die vom 

Bundesverwaltungsgericht gewürdigt werden könnten. Daher steht der Auffassung des 

Untersuchungsausschusses im verfahrenseinleitenden Antrag das einzige durch ihn gebotene 

Beweisergebnis zum Gesundheitszustand der Antragsgegnerin, nämlich das durch diese 

beigebrachte fachärztliche Attest, gerade entgegen. Angesichts dieses Ermittlungsergebnisses 

zum Gesundheitszustand der Antragsgegnerin kann eine Beugestrafe nicht verhängt werden. 

Denn angesichts der Aussagen dieses Attests ist sie ihrer Befragung mit „genügender 

Entschuldigung“ ferngeblieben. Das Bundesverwaltungsgericht war bei seiner Beurteilung 

auf den Ermittlungsstand zum Gesundheitszustand der Antragsgegnerin beschränkt. Dem 

Bundesverwaltungsgericht ist es nämlich auf Grundlage seiner Aufgabenstellung als 

Rechtsschutzeinrichtung nicht gestattet, im „Eilverfahren“ betreffend die Verhängung einer 

Beugestrafe Beweisergebnisse – etwa medizinische Gutachten – gleichsam anstelle des 

ermittelnden Untersuchungsausschusses im Rahmen eines umfangreichen 

Ermittlungsverfahrens (vgl. VwSlg 19.283 A/2016) – erstmals – nachzuholen, um für dessen 

Behauptungen im verfahrenseinleitenden Antrag im Nachhinein (möglicherweise) eine 

Beweisgrundlage zu gewinnen. Denn im „Eilverfahren“ über die Verhängung der Beugestrafe 

könnten diese Beweisergebnisse nicht den gebotenen rechtsstaatlichen Standards 

entsprechend umfassend ermittelt, der Antragsgegnerin zur Kenntnis gebracht und dieser die 

ebenso rechtsstaatlich gebotene Möglichkeit eingeräumt werden, zu diesen 

Beweisergebnissen hinreichend Stellung zu nehmen und diesen wirksam entgegenzutreten. 

Mithin war die Entscheidung über die Verhängung einer Beugestrafe auf Grund des 

Ermittlungsstands des Untersuchungsausschusses bei seiner Antragstellung zu treffen, die 

dem Begehren auf Verhängung einer Beugestrafe gerade entgegensteht. Bei diesem 

Verfahrensergebnis kann offen bleiben, inwieweit eine dem anwaltlichen Vertreter der 

Antragsgegnerin am Tag vor ihrem (zweiten) Befragungstermin durch die 

Parlamentsdirektion erteilte Auskunft, die Antragsgegnerin würde angesichts des 

beigebrachten fachärztlichen Attests als „genügend entschuldigt“ gelten, der Verhängung 

einer Beugestrafe entgegenstehen könnte. 

3.9. Von der Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung konnte im 

vorliegenden Fall aus folgenden Gründen abgesehen werden: 
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Der Verwaltungsgerichtshof hat zu §§ 55 VO-UA bereits ausgesprochen, dass die dort 

vorgesehenen Zwangsstrafen keine Strafen iSd Art. 6 EMRK darstellen, sodass diese 

Bestimmung einem Absehen von einer mündlichen Verhandlung nicht entgegensteht (vgl. 

VwSlg 19.283 A/2016). 

In VfSlg 10.840/1986 hat der Verfassungsgerichtshof (zu § 56 Abs. 2 FinStrG iVm § 111 

BAO) zudem ausgeführt: „Der auf Verfassungsstufe stehende Art 6 MRK gilt seinem Abs 1 

erster Satz zufolge nur für Entscheidungen über ‚zivilrechtliche Ansprüche und 

Verpflichtungen‘ (um solche handelt es sich hier offenkundig nicht) oder über ‚die 

Stichhaltigkeit der‘ gegen eine Person ‚erhobenen strafrechtlichen Anklage‘. Der Begriff der 

‚strafrechtlichen Anklage‘ iS dieser Konventionsbestimmung erfaßt nach der ständigen 

Rechtsprechung des VfGH (zB VfSlg. 4710/1964, 6842/1972, 7492/1975 und 8198/1977) – 

von der abzugehen kein Anlaß vorliegt – jedenfalls keine Maßnahmen, die dazu dienen, die 

Erfüllung einer durch das Gesetz vorgeschriebenen Verpflichtung zu erzwingen (§ 5 Abs 1 lit 

b MRK), sondern bloß solche, die auf die Ahndung rechtswidrigen menschlichen Verhaltens 

abzielen oder präventive Zwecke verfolgen. So sind etwa Zwangsstrafen nach § 19 Abs 3 AVG 

und nach dem VVG überhaupt keine ‚Strafen‘ iS des Art 7 MRK (s. VfSlg. 8198/1977 und 

6842/1972), aber auch nicht iS des Art 6 MRK; dasselbe gilt für Zwangsstrafen nach § 56 Abs 

2 FinStrG iVm. §111 BAO; auch hiebei handelt es sich nicht um Entscheidungen über 

‚strafrechtliche Anklagen‘, sondern vielmehr um reine Zwangsmittel ohne Strafcharakter (vgl. 

Kopetzki, EuGRZ 1983, 177 f.).“ 

Die zitierte Rechtsprechung stellt klar, dass die hier in Rede stehenden Zwangsstrafen nach § 

36 Abs. 1 iVm § 55 Abs. 1 VO-UA keine Strafen im Sinne des Art. 6 EMRK sind, sodass 

diese Bestimmung einem Absehen von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung 

nicht entgegensteht. 

Mit Blick darauf konnte von der Abhaltung einer mündlichen Verhandlung abgesehen 

werden. Im Übrigen wurde die Abhaltung einer mündlichen Verhandlung nicht beantragt 

(vgl. VwSlg 19.283 A/2016). 

Zu B) Zulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen.  

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig, weil die Entscheidung von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, weil es an 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes dazu fehlt, unter welchen Voraussetzungen in 

einem Verweis auf den Gesundheitszustand eine hinsichtlich der Verhängung einer 

Beugestrafe wegen Ausbleibens der Auskunftsperson von der Befragung durch den 
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Untersuchungsausschuss „genügende Entschuldigung“ derselben iSd § 36 Abs. 1 VO-UA 

liegt. 

 

 


